
Landtag   Ausschussprotokoll
Nordrhein-Westfalen  APr 17/1382
17. Wahlperiode  21.04.2021
  

 
 

 
 
 
 

Ausschuss für Schule und Bildung 
 
 
94. Sitzung (öffentlich) 

21. April 2021 

Düsseldorf – Haus des Landtags 

9:05 Uhr bis 12:45 Uhr 

 

Vorsitz:  Kirstin Korte (CDU) 

Protokoll: Sitzungsdokumentarischer Dienst 

 

 

Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

 Vor Eintritt in die Tagesordnung 11 

Der Ausschuss verständigt sich darauf, die Tagesordnungs-
punkte 2 und 24 zusammen zu behandeln. 

1 Erste Hilfe und Wiederbelebung durch Laien stärken – Modellprojekt 
des Landes an Schulen als Regelangebot fortsetzen – Apps zur 
Ersthelferalarmierung weiter verbreiten 12 

Antrag 

der Fraktion der CDU und 

der Fraktion der FDP 

Drucksache 17/10738 

– Gemeinsames Gespräch mit Gästen 

2 Aktuelle Viertelstunde gemäß § 60 GO LT NRW (beantragt von der 
Fraktion der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 1]) 26 
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in Verbindung mit: 

 Entwurf einer Verordnung zur Änderung der Lehramtszugangsver-
ordnung 

Unterrichtung 

durch den Präsidenten des Landtags 

Drucksache 17/13366 

Vorlage 17/5010 

in Verbindung mit: 

24 Handlungsbedarfe bei den Verordnungen der Lehrerausbildung (in 
Zeiten von Corona) und zu weiteren notwendigen Regelungen (bean-
tragt von der Fraktion der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 2]) 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss beschließt, zu dem Entwurf einer Verordnung 
zur Änderung der Lehramtszugangsverordnung in der Sitzung 
am 11.05.2021 eine Anhörung durchzuführen. Die Modalitäten 
der Anhörung sollen unter den Obleuten abgestimmt werden. 

Der Ausschuss nimmt den mündlichen Bericht der Landes-
regierung über die beabsichtigten Änderungen der Lehramts-
zugangsverordnung, der OVP, der OBAS und der Anerken-
nungsverordnung zur Kenntnis. 

3 Gesetz zur Sicherung von Schul- und Bildungslaufbahnen im Jahr 
2021 (Zweites Bildungssicherungsgesetz) 35 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Drucksache 17/13092 

Änderungsantrag 

der Fraktion der SPD 

Drucksache 17/13188 

Ausschussprotokoll 17/1368 

Stellungnahmen 
17/3756, 17/3759, 17/3760, 
17/3761, 17/3762, 17/3773, 
17/3774, 17/3775, 17/3776, 
17/3781, 17/3782, 17/3784, 
17/3785 
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– Abstimmung gemäß Vereinbarung der Fraktionen 

– Wortbeiträge 

Der Änderungsantrag in Drucksache 17/13188 wird gegen die 
Stimmen der Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN sowie mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, 
FDP und AfD abgelehnt. 

Der Gesetzentwurf in Drucksache 17/13092 wird gegen die 
Stimmen der Fraktionen von SPD, AfD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN sowie mit den Stimmen der Fraktionen der CDU 
und der FDP angenommen. 

4 Entwurf einer Dritten Verordnung zur befristeten Änderung von Aus-
bildungs- und Prüfungsordnungen gemäß § 52 des Schulgesetzes NRW 46 

Unterrichtung 

durch den Präsidenten des Landtags 

Drucksache 17/13332 

Vorlage 17/4993 

– Abstimmung gemäß Vereinbarung der Fraktionen 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss kommt überein, eine schriftliche Anhörung zu 
den Verordnungsentwürfen in den Vorlagen 17/4993 und 17/4916 
(Tagesordnungspunkte 4 und 6) durchzuführen. Die Modalitäten 
sollen in der Obleute-Runde festgelegt werden. 

5 Verwaltungsvereinbarung über die Zusammenarbeit hinsichtlich der 
Durchführung von Prüfungen zum Deutschen Sprachdiplom der KMK 
für Schülerinnen und Schüler in den Internationalen Förderklassen (IFK) 49 

Unterrichtung 

durch den Präsidenten des Landtags 

Drucksache 17/13365 

Vorlage 17/4998 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss nimmt die Verwaltungsvereinbarung ohne Aus-
sprache zur Kenntnis. 
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6 Entwurf einer Verordnung zur Änderung der Verordnung zur Aus-

führung des § 93 Abs. 2 Schulgesetz (VO zu § 93 Abs. 2 SchulG) für 
das Schuljahr 2021/2022 50 

Unterrichtung 

durch den Präsidenten des Landtags 

Drucksache 17/13206 

Vorlage 17/4916 

– Abstimmung gemäß Vereinbarung der Fraktionen 

– keine Wortbeiträge 

Über das weitere Beratungsverfahren zu dem Verordnungs-
entwurf in Vorlage 17/4916 hat sich der Ausschuss unter 
Tagesordnungspunkt 4 verständigt. 

7 Zusatz zur Verwaltungsvereinbarung DigitalPakt Schule 2019 bis 2024 
„Leihgeräte für Lehrkräfte“ 51 

Unterrichtung 

durch den Präsidenten des Landtags 

Drucksache 17/12491 

Vorlage 17/4593 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss nimmt den Zusatz zu der Verwaltungsver-
einbarung ohne Aussprache zur Kenntnis. 

8 Schülerinnen und Schüler sowie ihren Eltern eine Perspektive geben – 
mehr pädagogische Entscheidungen den Schulen übertragen und aus 
der Pandemie gut durchstarten 52 

Antrag 

der Fraktion der SPD 

Drucksache 17/12594 

Ausschussprotokoll 17/1330 

Stellungnahmen 
17/3690, 17/3696, 17/3704, 
17/3705, 17/3724 

– Abstimmung gemäß Vereinbarung der Fraktionen 
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in Verbindung mit: 

 Endlich ein wirksames und nachhaltiges Unterstützungsprogramm für 
mehr Bildungsgerechtigkeit in NRW! 

Antrag 

der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Drucksache 17/12601 

Ausschussprotokoll 17/1330 

Stellungnahme 17/3690 

Stellungnahme 17/3696 

Stellungnahme 17/3724 

– Abstimmung gemäß Vereinbarung der Fraktionen 

– Wortbeiträge 

Der Antrag der Fraktion der SPD in Drucksache 17/12594 wird 
mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, FDP und AfD sowie 
gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in 
Drucksache 17/12601 wird mit den Stimmen der Fraktionen 
von CDU, FDP und AfD sowie gegen die Stimmen der Frak-
tionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 

9 Einschulungsstichtag kindgerechter, elternfreundlicher und unbüro-
kratischer regeln 55 

Antrag 

der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Drucksache 17/10629 

Ausschussprotokoll 17/1227 

Stellungnahmen 
17/3287, 17/3288, 17/3298, 
17/3304, 17/3308 

– Abstimmung gemäß Vereinbarung der Fraktionen 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss lehnt den Antrag gegen die Stimmen der 
Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie 
mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, FDP und AfD ab. 
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10 Wir wollen mehr Demokratie wagen – Kinder und Eltern bestimmen mit 

an Kitas und Schulen 59 

Antrag 

der Fraktion der SPD 

Drucksache 17/10526 

Ausschussprotokoll 17/1227 

Ausschussprotokoll 17/1249 

Stellungnahmen 
17/3287, 17/3288, 17/3298, 
17/3304, 17/3308 

– Abstimmung gemäß Vereinbarung der Fraktionen 

– keine Wortbeiträge 

Im Hinblick auf die fortgeschrittene Zeit kommt der Ausschuss 
überein, die abschließende Beratung des Antrags auf die 
Sitzung am 12. Mai 2021 zu vertagen. 

11 Lehrkräfteversorgung sicherstellen: Möglichkeiten der passgenauen 
Lehrerausbildung nutzen 60 

Antrag 

der Fraktion der CDU und 

der Fraktion der FDP 

Drucksache 17/10850 

Ausschussprotokoll 17/1240 

Stellungnahme 17/3345 
Stellungnahme 17/3353 
Stellungnahme 17/3363 
Stellungnahme 17/3364 

– Abstimmung gemäß Vereinbarung der Fraktionen 

– keine Wortbeiträge 

Mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP, bei 
Gegenstimmen der Fraktionen von SPD und AfD sowie bei 
Stimmenthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
nimmt der Ausschuss den Antrag an. 
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12 Gesetz zur Weiterentwicklung des Weiterbildungsgesetzes (WbG-

Weiterentwicklungsgesetz) 61 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der CDU, 
der Fraktion der SPD, 
der Fraktion der FDP und 

der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Drucksache 17/12755 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss kommt überein, sich an der vom Wissenschafts-
ausschuss in Aussicht genommenen Anhörung nachrichtlich 
zu beteiligen. 

13 Das Jahr der Nichtschwimmer – Corona und die Folgen für die 
Schwimmfähigkeit 62 

Antrag 

der Fraktion der SPD 

Drucksache 17/12767 

– keine Wortbeiträge 

Für den Fall, dass der federführende Sportausschuss beschließt, 
zu dem Antrag ein Expertengespräch oder eine Anhörung 
durchzuführen, kommt der Ausschuss überein, sich hieran 
nachrichtlich zu beteiligen. 

14 Respekt und Empowerment für Mädchen und junge Frauen im Netz 
stärken – Cyber-Sexismus ein Ende setzen! 63 

Antrag 

der Fraktion der SPD 

Drucksache 17/13068 

– keine Wortbeiträge 

Für den Fall, dass der federführende Ausschuss für Gleich-
stellung und Frauen beschließt, zu dem Antrag eine Anhörung 
durchzuführen, kommt der Ausschuss überein, sich hieran 
nachrichtlich zu beteiligen. 
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15 Teilhabebericht NRW 64 

Vorlage 17/3538 

Ausschussprotokoll 17/1229 

– keine Wortbeiträge 

Im Hinblick auf die fortgeschrittene Zeit kommt der Ausschuss 
überein, die abschließende Beratung auf die Sitzung am 12. 
Mai 2021 zu vertagen. 

16 Schulbetrieb in Pandemiezeiten 65 

– keine Wortbeiträge 

Im Hinblick auf die fortgeschrittene Zeit kommt der Ausschuss 
überein, die Entgegennahme des Berichts auf die Sitzung am 
12. Mai 2021 zu vertagen. 

17 Integriertes Konzept „Essen und Trinken in der Schule“ 66 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/4360 

Vorlage 17/4361 

– keine Wortbeiträge 

Im Hinblick auf die fortgeschrittene Zeit kommt der Ausschuss 
überein, die abschließende Beratung auf die Sitzung am 12. Mai 
2021 zu vertagen. 

18 Einschlägige Praktika für die Zuerkennung der Fachhochschulreife 
(beantragt von der Fraktion der SPD [s. Anlage 3]) 67 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/5031 

in Verbindung mit: 

 Umfang von Praktika (beantragt von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
[s. Anlage 4]) 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/5032 
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– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss nimmt die Berichte der Landesregierung ohne 
Aussprache zur Kenntnis. 

19 Arbeitsschutz für Lehrkräfte (beantragt von der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN [s. Anlage 5]) 68 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/5034 

– keine Wortbeiträge 

Im Hinblick auf die fortgeschrittene Zeit kommt der Ausschuss 
überein, die abschließende Beratung auf die Sitzung am 12. Mai 
2021 zu vertagen. 

20 Sachstand Sozialindex (beantragt von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN [s. Anlage 6]) 69 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/5040 

Im Hinblick auf die fortgeschrittene Zeit kommt der Ausschuss 
überein, die abschließende Beratung auf die Sitzung am 12. Mai 
2021 zu vertagen. 

21 Fachbeirat Inklusion (beantragt von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
[s. Anlage 7]) 70 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/5033 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss beschließt, zu dem Beratungsgegenstand am 
11. Mai 2021 eine Anhörung durchzuführen. Die Modalitäten 
sollen unter den Obleuten abgestimmt werden. 
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22 Mittelabfluss Förderung Luftfilteranlagen nach FRL-Luft (beantragt von 

der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 8]) 71 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/5039 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss nimmt den Bericht der Landesregierung ohne 
Aussprache zur Kenntnis. 

23 Aktuelle Situation der außerschulischen Lernorte (beantragt von der 
Fraktion der SPD [s. Anlage 9]) 72 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/5035 

– keine Wortbeiträge 

Im Hinblick auf die fortgeschrittene Zeit kommt der Ausschuss 
überein, die abschließende Beratung auf die Sitzung am 12. 
Mai 2021 zu vertagen. 

* * * 
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 Vor Eintritt in die Tagesordnung 

Der Ausschuss verständigt sich darauf, die Tagesordnungs-
punkte 2 und 24 zusammen zu behandeln.  
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1 Erste Hilfe und Wiederbelebung durch Laien stärken – Modellprojekt des 

Landes an Schulen als Regelangebot fortsetzen – Apps zur Ersthelferalar-
mierung weiter verbreiten 

Antrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/10738 

– Gemeinsames Gespräch mit Gästen 

Claudia Schlottmann (CDU): Ich habe eine Frage, die ich an Herrn Professor Dr. Böt-
tiger, Herrn Dr. Lüder und Herrn Dr. Röttges stellen möchte: Wie bewerten Sie den 
Vorstoß, Erste Hilfe als Regelangebot in den Schulen zu etablieren? 

Prof. Dr. Bernd W. Böttiger (Universitätsklinikum Köln): Ich beurteile diesen Vor-
stoß als exzellent, längst überfällig, wenn ich das einmal so sagen darf. Es gibt in 
Europa mittlerweile sechs Länder, in denen die Schülerausbildung in Wiederbelebung 
und Erster Hilfe verpflichtend gesetzlich verankert ist. In 24 weiteren Ländern gibt es 
eine entsprechende Empfehlung. In Deutschland gibt es eine Empfehlung des Schul-
ausschusses der Kultusministerkonferenz aus dem Jahr 2014. Wir haben das Modell-
projekt in Nordrhein-Westfalen mit dem Ministerium und vielen Beteiligten erfolgreich 
durchgeführt. Jährlich könnten 2.500 Menschenleben zusätzlich gerettet werden, 
wenn alle wissen, wie das mit der Wiederbelebung geht. Die Einführung als Regelan-
gebot in den Schulen ist eine ganz ausgezeichnete Initiative. 

Dr. Sascha Rolf Lüder (Leiter des Verbindungsbüros des Deutschen Roten Kreu-
zes bei Landtag und Landesregierung): Ich könnte es kurz machen und mich auf 
die Aussage beschränken: Herr Professor Dr. Böttiger, wir stimmen Ihnen ohne Ein-
schränkung ausdrücklich zu. Ich möchte aber gern eine Ergänzung machen. 

Ich spreche hier zwar formal für das Deutsche Rote Kreuz, aber Sie haben in unserer 
Stellungnahme gesehen, auch der Arbeiter-Samariter-Bund, die Deutsche Lebensret-
tungsgesellschaft, die Johanniter-Unfall-Hilfe und der Malteser Hilfsdienst, die in guter 
Gemeinschaft auch auf vielen anderen Aufgabengebieten – zurzeit auch bei der Be-
wältigung von Corona – im ganzen Land zusammenarbeiten, würden sich freuen, bei 
diesem Projekt eine aktive Rolle, soweit sie sie nicht schon haben, an möglichst vielen 
Schulen zu übernehmen. Wir sehen die Idee, wir sehen das Modellprojekt uneinge-
schränkt positiv und würden es begrüßen, wenn ein entsprechendes Regelangebot an 
den Schulen eingeführt würde. Wir bieten unsere landesweite Mitwirkung bei der Um-
setzung an. 

Dr. Josef Reza Röttges: Ich kann mich meinem Vorredner nur anschließen. Als Lei-
tender Notarzt in Krefeld und in der Tätigkeit als Notarzt generell sehe ich jeden Tag, 
wie wichtig die Laienreanimation ist. Sie muss stattfinden. Wir sollten sogar noch einen 
Schritt weitergehen und eine entsprechende Initiative nicht nur an die Kinder, sondern 
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auch an die Erwachsenen richten. Wenn man einmal daran denkt, wie viel Zeit bei den 
meisten Erwachsenen seit dem letzten Erste-Hilfe-Kurs vergangen ist, wird offenkun-
dig, dass eine Auffrischung notwendig wäre, gern auch bei mir.  

Ich finde es sehr wichtig, dass das Projekt fortgeführt wird. Meinen Kindern werde ich, 
wenn sie ausreichend groß sind, die Reanimation beibringen. Ein entsprechendes An-
gebot an den Schulen sollte fest verankert werden. Denn die Reanimation kann Men-
schenleben retten. Das dabei erforderliche Vorgehen ist sehr einfach und man kann 
nichts falsch machen. Man sollte bereits den Kindern die Angst davor nehmen.  

Denn das größte Problem ist, dass bei einem entsprechenden Notfall alle nur herum-
stehen und niemand etwas unternimmt. Wir alle kennen das Sprichwort: Was Häns-
chen nicht lernt, lernt Hans nimmermehr. In diesem Sinne sollten wir bei den Kindern 
beginnen; wenn Hänschen mit der Reanimation vertraut gemacht worden ist, hat Hans 
in einen Notfall keine Angst, etwas zu tun. Deswegen begrüße ich das Projekt und 
stehe bei der Umsetzung gern mit Rat und Tat zur Verfügung. 

Ina Spanier-Oppermann (SPD): Ich möchte gern starten mit einer Frage an Herrn 
van der Burg. Wir sprechen ja darüber, dass wir ein Angebot in der Schule implemen-
tieren. Ich hätte gern die Sicht der Landesschülervertretung gehört, wie das in den 
Schulen ankommt. 

Julius van der Burg (Landesschüler*innenvertretung NRW): Grundsätzlich gilt, 
dass wir Schüler*innen auch daran interessiert sind, Menschenleben zu retten. Das ist 
ein Wunsch, den wir alle haben. Ich kann mich meinen Vorrednern darin anschließen, 
dass es zu begrüßen ist, wenn durch dieses Projekt Schüler*innen auch schon in frü-
hem Alter ermutigt werden, sich mit dem Thema auseinanderzusetzen, und befähigt 
werden, in einer gegebenen Notfallsituation die Initiative zu ergreifen und richtig zu 
reagieren. Wenn sie dann etwa im Rahmen der Führerscheinausbildung einen Erste-
Hilfe-Kurs absolvieren, werden sie sich in ihrem Tun sicherer fühlen. Das Modellprojekt 
hat gezeigt, dass dieses Ziel erreicht werden kann. Daher wird die Initiative, ein Rege-
langebot an den Schulen einzuführen, von der Landesschüler*innenvertretung unter-
stützt. 

Herrn Dr. Röttges ist allerdings darin zuzustimmen, dass es nicht dabei bleiben sollte, 
dass Schüler*innen die Einzigen sind, die mit der Laienreanimation konfrontiert wer-
den. Es ist sicherlich erforderlich, auch Erwachsenen die entsprechenden Kenntnisse 
zu vermitteln bzw. die vorhandenen Kenntnisse aufzufrischen.  

Susanne Schneider (FDP): Ich habe Fragen an Frau Kozik und an Herrn Professor 
Böttiger. Wir haben schon viel über das Thema Laienreanimation gesprochen. Können 
Sie noch einmal erläutern, warum es so wichtig ist, entsprechende Kenntnisse schon 
an den Schulen zu vermitteln? Frau Kozik, Sie haben das Projekt „Herzsicherheit an 
Schulen“ initiiert; vielleicht könnten Sie aus Ihren Erfahrungen berichten. Herrn Pro-
fessor Böttiger möchte ich fragen, wie er aus seiner Sicht die Initiative zur Einführung 
eines Regelangebots an den Schulen beurteilt und welche Verbesserungsmöglichkei-
ten er sieht. 
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Liliane Kozik (Projekt „Herzsicherheit an Schulen“): Im Zusammenhang mit mei-
nem Projekt „Herzsicherheit an Schulen“ habe ich bereits mit einigen Schulen Kontakt 
aufgenommen und habe dabei durchweg positive Erfahrungen gemacht. Die Schullei-
tungen stehen dem Modellprojekt sehr aufgeschlossen gegenüber, und ich bin auf 
sehr motivierte Lehrerinnen und Lehrer gestoßen. Das wurde mir auch noch einmal in 
einer Schulung der Lehrkräfte gezeigt, an der ich teilgenommen habe.  

Aufgrund der Pandemie können aktuell keine Schulungen durchgeführt werden; auch 
die Schülerinnen und Schüler können nicht geschult werden. Ungeachtet dessen hal-
ten die Schulen den Kontakt. Dies erwähne ich, weil ich es sehr wichtig finde zu zeigen, 
dass die Schulen ein Interesse daran haben und dass sie sich trotz der aktuellen Be-
lastungen, die die Schulen sehr stark spüren, weiterhin dafür einsetzen, dass neue 
Termine gefunden werden, damit die Lehrkräfte geschult werden können. Sprich: die 
Schulen haben die Wichtigkeit dieses Themas erkannt und stehen dahinter.  

Die Schülerinnen und Schüler, die bereits geschult worden sind, haben ein sehr posi-
tives Feedback gegeben. Sie stehen der Sache sehr aufgeschlossen gegenüber und 
haben auch Spaß an der Schulung gehabt. Das klingt in diesem Kontext zunächst 
einmal etwas merkwürdig; aus pädagogischen Gründen finde ich das aber sehr rele-
vant. 

Da ich während des Lehramtsstudiums als Erzieherin in der stationären Jugendhilfe 
arbeite, kann ich berichten, dass Kinder und Jugendliche dem Thema Laienreanima-
tion sehr aufgeschlossen gegenüberstehen. Ich bringe immer mal wieder meine Re-
animationspuppe mit, und die Kinder finden es ganz toll und haben keine Hemm-
schwelle, die Reanimation zu erproben. Das finde ich das Besondere an Kindern: Die 
machen es einfach, die tun es, weil sie wissen, dass es wichtig ist. Manchmal, wenn 
ich sie abends ins Bett bringe, fragen Sie: Wie ging das noch mal? Bringe doch die 
Puppe noch einmal mit! 

Schülerinnen und Schüler von heute sind die Retterinnen und Retter von morgen. Die 
Petition, die ich im Sommer eingereicht habe, zeigt noch einmal die Meinung der Bür-
gerinnen und Bürger, dass sie dieses Projekt als sehr wichtig ansehen und sich eine 
flächendeckende dauerhafte Einführung wünschen. 

Prof. Dr. Bernd W. Böttiger (Universitätsklinikum Köln): Ich hole noch einmal ganz 
kurz aus. Die Frage war ja auch, warum das überhaupt wichtig ist. In Deutschland 
sterben pro Jahr mindestens 70.000, wahrscheinlich 100.000 Menschen am plötzli-
chen Herz-Kreislauf-Stillstand. Da bleibt das Herz einfach stehen oder es flimmert, es 
fließt kein Blut mehr zum Gehirn. Man wird innerhalb von 15 Sekunden bewusstlos. 
Drei bis fünf Minuten nach dem Kreislaufstillstand beginnt das Gehirn zu sterben, weil 
es sehr viel Sauerstoff braucht. 

Der Rettungsdienst, der bei uns im Land hervorragend organisiert ist – viel besser geht 
es wahrscheinlich gar nicht –, kommt im Mittel erst nach neun Minuten. Das heißt, er 
kann machen, was er will, er kommt in der Regel zu spät und nur manchmal noch 
rechtzeitig. Deswegen überleben im Moment nur 10 % der betroffenen Menschen. Man 
kann die Überlebenschance ganz leicht verbessern. Man muss nur zwei Hände 
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nehmen und 100- bis 120-mal pro Minute 5 bis 6 cm tief den Brustkorb eindrücken, 
dann fließt das Blut wieder zum Gehirn. In den Beinen, in der Leber und in der Lunge 
ist noch genug Sauerstoff. So kann man die Zeit überbrücken, bis der Rettungsdienst 
kommt, ohne dass der Mensch stirbt. Das ist das Faszinierende: Alles, was man dazu 
braucht, sind zwei Hände. 

Wenn man Schülerinnen und Schülern diese Technik zeigt, dann ist das großartig. 
Denen macht das richtig Spaß. Wer das einmal gemacht hat, hört damit nicht auf. Die 
Lehrerinnen und Lehrer sagen, so lebendig haben sie ihre Schülerinnen und Schüler 
selten gesehen. Die Schülerinnen und Schüler lernen frühzeitig, wie man ein Leben 
retten kann. Es hat auch etwas mit Empathie und Altruismus zu tun, anderen zu helfen.  

Wenn die Kinder dies vor der Pubertät erlernen, ist es wie mit dem Schwimmen und 
dem Fahrradfahren: Das vergisst man nicht mehr. Es ist sicherlich gut, wenn man das 
noch einmal aufgefrischt, aber wenn Kinder die Reanimation einmal gelernt haben, 
wissen sie es nach 30 Jahren noch. Wir nehmen sie dann auch als Multiplikatoren, 
das heißt, wir sagen ihnen auch: Ihr bekommt jetzt eine Hausaufgabe; in den nächsten 
zwei Wochen zeigt ihr zehn weiteren Menschen, wie das geht. Dann bringen sie das 
in die Familien. Dort passieren die meisten Kreislaufstillstände; 60, 70 % der Fälle 
ereignen sich zu Hause. So kann man ganz einfach und übrigens auch extrem kosten-
effizient unglaublich viele Leben retten, jährlich wahrscheinlich 10.000 in Deutschland 
und 2.500 in Nordrhein-Westfalen. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Unter den Fraktionen gibt es keinen Dissens, sondern im Ge-
genteil vollen Rückenwind für die Fortsetzung des Modellprojekts, das im Jahr 2017 
gestartet worden ist, als Regelangebot an den Schulen. Es ist wichtig, aus den Erfah-
rungen zu lernen und das Projekt weiterzuentwickeln. Für mich ist die Einbeziehung 
der Eltern eine wichtige Komponente. Mir stellt sich die Frage, inwieweit dieser Aspekt 
in dem bisherigen Modellprojekt berücksichtigt worden ist und wo man in dieser Be-
ziehung weiter ansetzen müsste. Ich habe erlebt, wie die Dinge vernetzt sind in der 
Feuerwehr-AG, in der Sanitäts-AG; all das ist weitergeführt worden. Aber die Bemü-
hungen, die Eltern für begleitende Kurse zu begeistern, haben sich relativ zäh gestal-
tet.  

Deshalb möchte ich Frau Kozik fragen, ob es spezielle Erfahrungen gibt, die Sie inso-
weit einbringen können. Herrn Lüder möchte ich fragen, wo man aus seiner Sicht stär-
ker ansetzen müsste, etwa ob man mit den Elternverbänden reden müsste, und wo 
man die Durchdringung beschleunigen und verbreitern könnte. 

Liliane Kozik (Projekt „Herzsicherheit an Schulen“): Ich habe die Erfahrung ge-
macht, dass es wesentlich ist, dass die Lehrerinnen und Lehrer die Wichtigkeit des 
Themas erkennen. Daher habe ich ihnen von meiner eigenen Geschichte, von meinem 
Herzfehler und davon erzählt, wie wichtig die Reanimation sein kann. Es ist ganz ent-
scheidend, dass die Bedeutung des Themas den Lehrerinnen und Lehrern bewusst 
wird. 

Nach meiner Erfahrung wäre es für die Lehrkräfte hilfreich, wenn sie Leitfäden hätten, 
an denen sie sich orientieren könnten. Das bezieht sich mehr auf das Didaktisch-
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Methodische. Denn man muss sehen, dass die Lehrkräfte beispielsweise Deutsch und 
Sozialpädagogik studiert haben, so wie ich es tue; daher haben sie von der Ausbildung 
her wenig Erfahrung in dieser Thematik. Ein entsprechender Leitfaden könnte den 
Lehrkräften Handlungssicherheit geben. Ansonsten wüsste ich keinen anderen As-
pekt, der vielleicht hinzukommen könnte. 

Dr. Sascha Rolf Lüder (Leiter des Verbindungsbüros des Deutschen Roten Kreuzes): 
Natürlich ist es wichtig, so weit wie möglich auch die Eltern einzubeziehen. Ich glaube, 
das kann man tun und das ist niederschwellig unproblematisch möglich. Man muss 
sicherlich im Einzelnen prüfen, wie man das tut. Aber grundsätzlich halten die Hilfsor-
ganisationen dies für wichtig.  

Ich erinnere mich daran, dass ich bei einer Anhörung in der letzten Wahlperiode zum 
gleichen Thema gesagt habe, dass man lebensrettende Sofortmaßnahmen auch als 
Türöffner für die Erste-Hilfe-Ausbildung insgesamt und für die Bewusstseinsschärfung 
für dieses Thema sehen sollte. Insoweit ist es für uns eine wichtige Zwischenetappe, 
die wir hier erreichen, die wir, wie gesagt, uneingeschränkt begrüßen; aber es ist eben 
nur eine Zwischenetappe. In der Gesamtschau ist es natürlich wichtig, auch die Eltern 
einzubinden und mitzunehmen und die Kinder und Jugendlichen insoweit zu begleiten. 
Das wäre sicherlich etwas, was man sich noch einmal anschauen könnte. Aber grund-
sätzlich meine ich, dass dieses Modell ordentlich und umfassend zusammengetragen 
worden ist. 

Helmut Seifen (AfD): Wir von der AfD-Fraktion müssen nicht überzeugt werden. Denn 
wir hatten selbst einen Mitarbeiter in der Fraktion, der von zwei Abgeordneten gerettet 
worden ist. Eine der beiden Abgeordneten sitzt hier im Raum. Daher wissen wir genau, 
worüber wir reden. Dieser Mitarbeiter wäre verstorben, wenn die Wiederbelebungs-
maßnahmen nicht eingeleitet worden wären. 

Nichtsdestotrotz wollen wir hier etwas Neues in die Schulen hineinbringen. Deswegen 
sitzen wir hier in der Anhörung und wollen Dinge geklärt haben. Darauf zielt meine 
Frage ab. Ich bin selbst Schulleiter gewesen und hatte Erste Hilfe an den Schulen, an 
denen ich tätig war. Wir unterscheiden hier zwischen Erster Hilfe und Wiederbele-
bungsmaßnahmen, wenn ich es richtig verstanden habe.  

Deswegen meine Frage an Herrn Dr. Lüder, an Herrn Dr. Röttges und an Sie, Herr 
Professor Böttiger: Haben Sie aus Ihrem jeweiligen Kreis einen ungefähren Überblick, 
wie viele Personen im Durchschnitt in den Schulen selbst schon Erfahrungen in Erster 
Hilfe und Wiederbelebungsmaßnahmen haben? Zum Beispiel Sportlehrer sind darin 
grundsätzlich ausgebildet. Die meisten Schulen haben auch Erste-Hilfe-Gruppen, die 
dort tätig sind. Wenn es nicht so wäre, wäre es schlecht; aber auch das gibt es wahr-
scheinlich. Dabei sind allerdings Kenntnisse hinsichtlich Wiederbelebungsmaßnah-
men nicht mit Erster Hilfe gleichzusetzen. Daher die Frage, ob es an den jeweiligen 
Schulen insoweit schon Ansätze gibt, weil Personal vorhanden ist, das über Kennt-
nisse in den Bereichen Erste Hilfe und Wiederbelebungsmaßnahmen verfügt. 
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Dr. Sascha Rolf Lüder (Leiter des Verbindungsbüros des Deutschen Roten Kreuzes): 
Ich glaube, es ist wichtig, noch einmal deutlich zu machen: Natürlich gibt es bereits 
zahlreiche Schulen im Land, an denen in lebensrettenden Sofortmaßnahmen, aber 
auch in Erster Hilfe geschult wird. Die Hilfsorganisationen, aber auch andere Partner 
im Land haben sich schon seit vielen Jahren für diesen Bereich engagiert. Aber das 
Wichtige an diesem Antrag, das man herausstellen muss, ist: Hier geht es wirklich um 
die Implementierung eines Modells für eine flächendeckende Einführung an den Schu-
len im Land. Das ist der entscheidende Punkt.  

Das Deutsche Rote Kreuz, aber auch die vorhin von mir genannten befreundeten Hilfs-
organisationen haben natürlich an verschiedenen Standorten im Land bereits seit lan-
gem Erfahrungen in der Ausbildung in Erster Hilfe. Wir sind zum Beispiel im Schulsa-
nitätsdienst aktiv; auch das ist ein wichtiger Baustein an dieser Stelle. Aber dies betrifft 
eben die Schulen nicht flächendeckend. Das Wichtige an diesem Antrag ist, dass das 
Vorhaben unterstützt wird, aus dem Modellprojekt ein Regelangebot für alle Schulen 
im Land zu machen. 

Dr. Josef Reza Röttges: Herr Seifen, genaue Zahlen kann ich Ihnen leider nicht nen-
nen; dafür bin ich zu lange aus der Schule heraus. An Schulen sind Fälle, in denen 
Wiederbelebungsmaßnahmen notwendig sind, auch relativ selten. Ich kenne aus mei-
ner Schulzeit nur einen Fall, in dem ein Lehrer regelmäßig vom Notarzt abgeholt 
wurde. Aber die Notwendigkeit für Wiederbelebungsmaßnahmen ergibt sich an den 
Schulen relativ selten. Die Erste-Hilfe-Ausbildung beinhaltet allerdings auch die Schu-
lung in Wiederbelebungsmaßnahmen. In einem Erste-Hilfe-Kurs wird die Laienreani-
mation regelmäßig vermittelt. Wiederbelebung und Erste Hilfe sind nicht gleichzuset-
zen, aber die Herz-Kreislauf-Wiederbelebung ist Teil der Ersten Hilfe. 

Im Rahmen der DGAI und des BDA – das sind die Organisationen der Anästhesiolo-
gen und Intensivmediziner – führen wir jährlich einen Tag der Wiederbelebung unter 
dem Slogan „100 Pro Reanimation“ durch. Ich persönlich bin in Krefeld aktiv. Wir brin-
gen das Thema auch durch Mediatheken oder Büchereien an die Leute. Es gibt auch 
viele Schüler*innen, die sich dafür interessieren. Ich wurde auch schon einmal ange-
fragt, eine solche Aktion in einer Schule zu machen. Genaue Zahlen kann ich Ihnen 
hierzu leider nicht nennen. 

Prof. Dr. Bernd W. Böttiger (Universitätsklinikum Köln): Ganz genaue Zahlen kann 
auch ich Ihnen nicht nennen. Aber ich habe gerade noch einmal nachgeschaut: Im 
Rahmen des Modellprojekts wurden 40.000 Schülerinnen und Schüler in NRW durch 
die Anästhesiologen in Kooperation mit dem Deutschen Rat für Wiederbelebung und 
den Hilfsorganisationen geschult. Wir haben 1.103 Multiplikatoren ausgebildet, darun-
ter 1.014 Lehrkräfte.  

Das Ziel ist, dass die Lehrerinnen und Lehrer wissen, wie das geht, und ihr Wissen an 
die Schülerinnen und Schüler weitergeben. Das Beste wäre, die angehenden Lehrer 
würden das bereits im Studium lernen. Wir als Anästhesiologen engagieren uns auf 
diesem Gebiet sehr gern. Aber wir haben natürlich auch noch andere Aufgaben in den 
Krankenhäusern. Eigentlich müssten die Lehrerinnen und Lehrer das lernen. 
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Wir erinnern uns sicherlich alle an den Vorfall in Hessen, bei dem ein Sportlehrer leider 
nicht richtig reagiert hat und wegen unterlassener Hilfeleistung verurteilt wurde, weil er 
eigentlich wissen muss, wie das geht. 

In Deutschland lag die Laienreanimationsquote, also die Zahl der Fälle, in denen ein 
Laie etwas tut, bevor der Rettungsdienst kommt, bei weniger als 20 %, bevor wir mit 
unseren Aktionen begonnen haben. Nach harter Arbeit liegt sie mittlerweile bei 40 %. 
Der europäische Durchschnitt beträgt 58 % und es gibt Länder wie zum Beispiel Nor-
wegen, in denen 85 % der bei einem Notfall anwesenden Laien helfen. Wir sind in 
dieser Beziehung, wenn Sie so wollen, noch Entwicklungsland. Deswegen ist dieser 
Impuls so wichtig. 

Natürlich gibt es die Schulsanitätsdienste, die an vielen Schulen vorhanden sind und 
dort die Erste Hilfe präsent halten. Dabei muss man festhalten, dass Wiederbelebung 
ein kleiner Teil der Ersten Hilfe ist. Das richtige Vorgehen kann man in wenigen Minu-
ten oder vielleicht auch in ein oder zwei Stunden erlernen. Wiederbelebung ist aber – 
Sie haben das Beispiel Ihres Kollegen deutlich gemacht – der wichtigste Teil der Ers-
ten Hilfe, wenn es um das Überleben geht. 

Britta Oellers (CDU): Liebe Sachverständige, herzlichen Dank für das positive Feed-
back. Das zeigt uns, dass wir auf dem richtigen Weg sind und dass wir mit dieser 
Initiative eine gute Wirkung erzielen.  

Ich möchte vielleicht noch einmal auf den Antrag eingehen. Dieser fordert die Landes-
regierung auf, die Einführung von Apps zur Ersthelfer-Alarmierung zu prüfen. Wie be-
werten Sie dieses Instrument im Hinblick auf einen möglichen Zeitgewinn und damit 
im Hinblick auf eine größere Chance auf Rettung? Ist das hilfreich? Können Sie uns 
dazu etwas sagen? Ich bitte Herrn Professor Dr. Böttiger, Herrn Dr. Lüder, Herrn 
Dr. Röttges und Frau Kozik, hierzu kurz Stellung zu nehmen. 

Vorsitzende Kirstin Korte: Können wir uns auf die ersten drei einigen? Weil wir uns 
im Ausschuss die Regel gegeben haben, dass eine Frage an maximal drei Sachver-
ständige gerichtet werden soll. 

Britta Oellers (CDU): Das ist natürlich meiner Erfahrung aus dem Gesundheitsaus-
schuss geschuldet. – Ich will meinem Krefelder Kollegen nicht zu nahe treten, aber 
dann würde ich die Frage an Herrn Professor Böttiger, Herrn Dr. Lüder und Frau Kozik 
richten.  

Prof. Dr. Bernd W. Böttiger (Universitätsklinikum Köln): In Deutschland sind fünf, 
sechs oder sieben Ersthelfer-Apps auf dem Markt. Die App „Mobile Retter“ aus Gü-
tersloh ist vielleicht dem einen oder anderen bekannt.  

Ich hatte schon gesagt, der Rettungsdienst braucht im Mittel neun Minuten. Auf dem 
Land sind es aber auch einmal 15 oder 20 Minuten. Das Gehirn stirbt aber nach drei 
bis fünf Minuten. Nun gibt es die Möglichkeit, dass sich Menschen wie wir alle hier oder 
Menschen, die schon eine medizinische Vorerfahrung haben, über solche Apps 
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registrieren lassen. Wenn auf dem Flur vor unserem Sitzungsraum plötzlich jemand 
einen Herz-Kreislauf-Stillstand erleidet und der Rettungsdienst vielleicht acht Minuten 
braucht, ist auch das zu lang. Über die App kann die Leitstelle feststellen, ob jemand 
in der Nähe ist, der sich als Ersthelfer hat registrieren lassen. Dieser bekommt dann 
ein Signal und ist dann in mindestens 50 % der Fälle früher als der Rettungsdienst bei 
dem Betroffenen. Der Ersthelfer muss nicht Mediziner sein; das, was getan werden 
muss, ist ja alles kinderleicht. In einem solchen Fall könnte der Ersthelfer sofort mit der 
Reanimation beginnen. 

Am 25. März 2021 wurden die neuen europäischen Leitlinien zur Reanimation heraus-
gegeben. Diese empfehlen, solche Ersthelfer-Systeme landesweit umzusetzen. Auch 
in dieser Beziehung haben wir in Deutschland noch einen großen Rückstand. Bislang 
sind mit solchen Systemen vielleicht 5 oder 10 % der Fläche abgedeckt. Auch hier 
können wir uns noch weiter entwickeln. Die Überlebensrate bei den vom Herz-Kreis-
lauf-Stillstand Betroffenen könnte damit möglicherweise verdoppelt werden. 

Dr. Sascha Rolf Lüder (Leiter des Verbindungsbüros des Deutschen Roten Kreuzes): 
Ich möchte die Ausführungen des Vorredners aus juristischer Sicht – ich bin ja kein 
Mediziner, sondern Jurist – dahin gehend ergänzen, dass aus meiner Sicht durch das 
Land zu prüfen wäre, ob hierzu gesetzlicher Regelungsbedarf besteht. Die Träger des 
Rettungsdienstes in Nordrhein-Westfalen sind die Landkreise und kreisfreien Städte; 
es handelt sich um eine Pflichtaufgabe zur Erfüllung nach Weisung. Daher ist aus mei-
ner Sicht zu prüfen, ob eine gesetzliche Regelung erforderlich ist. Ich würde sagen, ja, 
sie ist erforderlich. Daher wäre ein entsprechender Prüfauftrag mitzunehmen. 

Ich glaube, dass das unproblematisch möglich wäre. Um wie bei der Ersten Hilfe bzw. 
bei den lebensrettenden Sofortmaßnahmen an Schulen eine Flächendeckung zu ge-
nerieren, müsste eine landeseinheitliche Regelung getroffen werden, damit nicht am 
Ende ein Flickenteppich im Land entsteht. 

Liliane Kozik (Projekt „Herzsicherheit an Schulen“): Ich schließe mich meinen Vor-
rednern an und kann insoweit nicht mehr viel ergänzen. Als im Hochsauerlandkreis die 
„Mobilen Retter“ etabliert wurden, gab es bereits kurz danach – ich meine, einen Tag 
später – einen Vorfall, bei dem die App genutzt werden konnte. Ich glaube, dass es 
der Gesellschaft gar nicht bewusst ist, dass der Herz-Kreislauf-Stillstand eine der häu-
figsten Todesursachen ist. Die meisten denken dabei an Krebs oder den Autounfall, 
nicht aber an den Herz-Kreislauf-Stillstand.  

Wenn Schülerinnen und Schüler in der Reanimation geschult werden, würde das 
gleichzeitig dazu führen, dass sich mehr Menschen entscheiden, bei den „Mobilen Ret-
tern“ mitzumachen. Ich halte es für erforderlich, dass es zu einer landesweiten Etab-
lierung kommt, damit nicht ein Flickenteppich entsteht. 

Ina Spanier-Oppermann (SPD): Ich würde ganz gern noch einmal den schulischen 
Kontext beleuchten. Obwohl ich auch noch eine Frage zur App habe, ist mir das jetzt 
besonders wichtig. Wir haben gerade von Herrn Dr. Lüder gehört: Schulsanitätsdienst, 
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flächendeckende Einführung eines Regelangebots; es gibt sicherlich immer noch viele 
weiße Flecken. Das Projekt ist also insgesamt richtig und wichtig. 

Die Kurse finden während der Unterrichtszeit statt. Das geht unter Umständen auch 
zulasten der Lerninhalte, sodass Lehrkräfte und Schülerinnen und Schüler in den Kon-
flikt geraten, zwischen den curricular vorgegebenen Inhalten und der Ersten Hilfe zu 
wählen. Wäre es aus Ihrer Sicht nicht angezeigt, die Erste Hilfe nicht nur als zusätzli-
ches Angebot anzubieten, sondern auch in die Curricula einzubeziehen? Ich möchte 
diese Frage an Herrn van der Burg und an Frau Kozik richten. 

Julius van der Burg (Landesschüler*innenvertretung NRW): Wir sehen es als ein 
generelles Problem an, dass sehr viele Inhalte in den Curricula festgeschrieben wor-
den sind. Gerade in der Coronazeit fällt es uns auf die Füße, dass es zu viele Inhalte 
sind, um sie aktuell im Abitur abzuprüfen. Wie wir mit den Abschlüssen umgehen, ist 
eine andere Diskussion, die ich jetzt nicht führen möchte. Aber ich möchte insoweit 
gewissermaßen eine unterschwellige Kritik anbringen. 

Wir glauben auch, dass es sinnvoll wäre, die Erste Hilfe im Curriculum zu etablieren, 
weil dies nun einmal voraussetzen würde, dass andere Lehrinhalte zumindest in ge-
ringem Umfang gekürzt werden und man nicht zu einem Overload kommt. Es geht ja 
nicht nur darum, einen Zweistundenkurs zu absolvieren, sondern es geht um ein ge-
nerelles Verständnis der Ersten Hilfe und der gesundheitlichen Versorgung. Das in 
zwei Stunden abzuhandeln hat in dem Laienprojekt gut funktioniert, um Wiederbele-
bung zu praktizieren. Dies genügt aber nicht, um das Gesamtziel zu erreichen. Das 
braucht mehr Zeit und funktioniert nicht zusätzlich zu den bestehenden Lehrinhalten. 
Deswegen finden wir es auf jeden Fall sinnvoll, das im Curriculum zu etablieren. Dafür 
müssen wir an anderer Stelle kleine Kürzungen hinnehmen, haben dann aber genug 
Zeit, um das Thema Erste Hilfe umfassend zu behandeln. 

Liliane Kozik (Projekt „Herzsicherheit an Schulen“): Auch hier schließe ich mich 
meinem Vorredner an. Bezüglich des Zeitaufwandes finde ich das Beispiel immer ganz 
gut: Es genügt, vor den Sommerferien einen Film weniger zu schauen und dafür zu 
lernen, wie man einen Menschen wiederbeleben kann. Dennoch halte ich es für sinn-
voll, dass es in den curricularen Vorgaben etabliert wird, einfach damit sicher ist und 
festgestellt werden kann, dass es regelmäßig umgesetzt wird und nicht irgendwie un-
tergeht. 

Ich bin selbst Lehramtsstudentin und weiß, dass das Klischee „Lehrer haben morgens 
recht und mittags frei“ nicht stimmt. Daher finde ich es sinnvoll, dass eine Vorgabe 
gemacht wird, die umgesetzt werden muss. Sonst hätte ich Bedenken, dass dieses 
Thema aufgrund vieler anderer wichtiger Dinge untergehen könnte. Bei einem so le-
benswichtigen Thema sollte das nicht der Fall sein. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Ich möchte an die Frage der Kollegin Oellers bezüglich der 
App anschließen. Im Antrag ist von Apps in der Mehrzahl die Rede. Die App „Mobile 
Retter“ ist schon etabliert und sehr weit verbreitet. Deswegen möchte ich die Experten 
fragen, und zwar zunächst den Experten aus der Notfallmedizin, Herrn Dr. Röttges, 
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und dann auch Herrn Dr. Lüder, wie es damit aussieht. Brauchen wir verschiedene 
Angebote oder müsste man nicht dafür sorgen, dass diese App weiter etabliert und 
zum Standard gemacht wird, damit wir nicht ein Sammelsurium verschiedener Apps 
haben? 

Dr. Josef Reza Röttges: Die Vielfalt ist im Leben im Allgemeinen gut. Aber bei Corona 
sehen wir es auch: lieber eine App, die dann auch wirklich funktioniert. Das Problem 
bei den Apps ist – Professor Böttiger sagte es bereits –, es gibt viele in Deutschland. 
Ich habe in der Gruppe der Leitenden Notärzte in Krefeld das Vorhaben angesprochen, 
diese App zu etablieren. Ein Problem, das mir genannt wurde, sind die sogenannten 
Leitstellenrechner. Das heißt, die technische Kompatibilität ist offenbar nicht vorhan-
den. Jeder Kreis und jede Stadt kocht ihr eigenes Süppchen.  

Immerhin haben wir es in Nordrhein-Westfalen geschafft, verschiedene Kreise zusam-
menzufassen, um gewisse Standards zu etablieren. In der Notfallmedizin gibt es 
Standorte, die ihre Kräfte zusammenfassen. Aber bei den Apps ist der Leitstellenrech-
ner das Problem. Das ist ein technisches Problem; ich bin überfragt, wie man dieses 
lösen kann. Ich würde mir wünschen, dass eine App standardmäßig etabliert wird. In 
Krefeld haben wir eine für den Rettungsdienst und für die Leitenden Notärzte.  

Für eine allgemeine Verbreitung müssen die technischen Voraussetzungen geschaf-
fen werden. Darüber hinaus braucht man jemanden, der das System pflegt. Dies kann 
nicht jede beliebige Person tun; man benötigt jemanden, der hiermit Erfahrung hat. 

Letztlich ist es aber so, dass der Metzger nicht schlechter reanimieren kann als der 
Lehrer. Drücken kann jeder. – Spaß beiseite: Es wäre schon wichtig, eine einheitliche 
App für diesen Zweck zu etablieren. Welche es letztlich sein wird, muss im Kreis der 
Verantwortlichen – sprich Feuerwehren, Leiter des Rettungsdienstes – entschieden 
werden. 

Dr. Sascha Rolf Lüder (Leiter des Verbindungsbüros des Deutschen Roten Kreuzes): 
Aus meiner Sicht besteht hier ein Regelungsbedarf zur Weiterentwicklung des Ret-
tungsgesetzes des Landes. Hierbei stellt sich die Frage, wie es mit dem Stand von 
Wissenschaft und Technik auf diesem Gebiet aussieht. Das ist eine klassische Her-
ausforderung. Wichtig ist, dass den Vorgaben im Sinne des Standes von Wissenschaft 
und Technik entsprochen wird.  

Was die Organisationsfragen bei den Trägern betrifft, so sind dies nicht die einzigen 
Herausforderungen, die sich in diesem Zusammenhang stellen. Auch das ist lösbar. 
Aber es erfordert eben den Erlass einer landesweiten Rahmenregelung, damit die 
Dinge als Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung vor Ort in den Kreisen und kreis-
freien Städten umgesetzt werden. Man muss allerdings den Willen haben, das Ret-
tungsgesetz an dieser Stelle anzufassen und zu ergänzen. 

Helmut Seifen (AfD): Ich freue mich, dass hier Lehrer als Problemlöser für alle Fälle 
angesehen werden. Ich möchte auch noch eine Bemerkung zu der Frage von Frau 
Spanier-Oppermann machen. In der Schule gibt es Biologieunterricht. Dort spielt das 
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Herz-Kreislauf-System eine sehr große Rolle. Ich sehe überhaupt kein Hindernis, dass 
im Rahmen des Biologieunterrichts bei der Behandlung des Herz-Kreislauf-Systems 
der Kollege bzw. die Kollegin diese Wiederbelebungsmaßnahmen durchnimmt. Es gibt 
im Biologieunterricht immer wieder Sachverhalte, bei denen die Kolleginnen und Kol-
legen auch praktisch und nicht nur theoretisch arbeiten. In dieser Beziehung sehe ich 
überhaupt kein Problem. 

Wir haben mittlerweile ein System, in dem jeder, der den Führerschein macht – das 
sind nach meinem Eindruck fast alle –, die Bescheinigung über den Besuch eines 
Erste-Hilfe-Kurses vorweisen muss. Vor diesem Hintergrund möchte ich die Frage stel-
len: Ist dieser Antrag unbedingt notwendig, oder könnte man nicht auch sagen, wir 
optimieren die Erste-Hilfe-Ausbildung im Zusammenhang mit dem Erwerb der Fahrer-
laubnis und haben damit ein flächendeckendes System? – Ich frage die Ärzte Profes-
sor Dr. Böttiger und Herrn Dr. Röttges. Ich frage auch Herrn Dr. Lüder; denn Juristen 
wissen eigentlich auch immer Bescheid. 

Prof. Dr. Bernd W. Böttiger (Universitätsklinikum Köln): Diese Frage ist wichtig 
und sie beschäftigt einen natürlich. Ich möchte ein bisschen plakativ darauf antworten. 
Die Teilnahme an einem Erste-Hilfe-Kurs im Zusammenhang mit dem Erwerb der 
Fahrerlaubnis ist bereits seit vielen Jahrzehnten vorgeschrieben. Das ist auch wichtig. 
Ich kann mich noch an meinen Kurs erinnern. Ich hatte keine Lust darauf und wollte 
an diesem Samstag eigentlich etwas anderes machen.  

Das Ergebnis sehen wir ja: Wir hatten noch vor wenigen Jahren eine Laienreanimati-
onsrate von 20 %, weil die Menschen vor Wiederbelebungsmaßnahmen Angst haben. 
Sie trauen sich nicht und sie wissen nicht so richtig, was man machen muss. Dieses 
Konzept hat in Deutschland offensichtlich nicht dazu beigetragen, die Reanimations-
rate zu erhöhen. Das muss man ganz klar sagen. 

Nach unserer Erfahrung ist es so, dass man diese Unterweisung machen muss, bevor 
die Kinder in die Pubertät kommen. Dann erlernen sie es spielerisch, dann macht das 
Riesenspaß, dann ist das eine Abwechslung im Unterricht. Wir sagen immer, eine 
Stunde aus dem Biologieunterricht und eine Sportstunde; mit beidem hat es zu tun. 
Da brauchen wir auch das Curriculum nicht zu ändern. 

Der Erwerb der Fahrerlaubnis ist ein zu später Zeitpunkt. Das Einzige, woran sich die 
meisten Menschen aus dem Erste-Hilfe-Kurs anlässlich des Fahrerlaubniserwerbs er-
innern, ist die stabile Seitenlage, weil man das so schön gegenseitig üben kann. Ich 
kenne aber keinen Menschen, dem das das Leben oder die Gesundheit gerettet hat. 
Diese Empfehlung stammt aus einer Zeit, in der die Autos noch keine Nackenstützen 
und Sicherheitsgurte hatten. Das mag im Einzelfall Bedeutung haben, ist aber oft das 
Einzige, was die Menschen von den lebensrettenden Sofortmaßnahmen noch wissen. 
Bei einem Herz-Kreislauf-Stillstand hilft die stabile Seitenlage nicht. Deswegen muss 
man die Unterweisung fokussiert und zu einem frühen Zeitpunkt in der Lebensge-
schichte machen. Auch das 15. Lebensjahr ist zu spät; dann haben die Jugendlichen 
andere Dinge im Kopf. 
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Dr. Sascha Rolf Lüder (Leiter des Verbindungsbüros des Deutschen Roten Kreuzes): 
Ich schließe mich der Auffassung des Mediziners vollumfänglich an und kann dem 
fachlich nichts hinzufügen. Ich erinnere mich an die Zeit, als ich 17 Jahre alt war und 
den Erste-Hilfe-Kurs absolviert habe. Nach den Beobachtungen der Hilfsorganisatio-
nen ist den Menschen nach einigen Jahren aus diesen Kursen nicht mehr viel präsent. 
Von daher wäre die Frage, ob es nicht sinnvoll ist, diese Kurse zu verstetigen und die 
Auffrischung alle zehn oder 20 Jahre vorzuschreiben. Das ist aber eine andere Frage 
als die, über die wir heute diskutieren.  

Die Hilfsorganisationen sind der Auffassung, dass wir im Hinblick auf die Laienreani-
mation früher ansetzen müssen als im 17. Lebensjahr. Daher ist der Ansatz richtig, in 
die Schulen zu gehen und die Schüler in einem gewissen Lebensalter flächendeckend 
zu unterweisen. 

Dr. Josef Reza Röttges: Auch ich kann mich den Vorrednern nur anschließen. Ich 
habe bereits zu Beginn auf das Sprichwort hingewiesen: Was Hänschen nicht lernt, 
lernt Hans nimmermehr. Ich würde sogar noch weiter gehen und so früh wie möglich 
beginnen. Auch Kindern im letzten Kindergartenjahr kann man bereits einfache Dinge 
beibringen. Es geht nicht nur um die Wiederbelebung. Viele wissen nicht, dass man 
im Notfall 112 wählen muss. Solche Dinge sind essenziell. Man kann den Kindern bei-
bringen, was sie in einem Notfall tun können. Wenn beispielsweise die Oma auf die 
Kinder aufpasst und einen Herzstillstand erleidet, wissen die Kinder zumindest, was 
sie tun müssen. Deshalb würde ich bei der Empfehlung bleiben: je früher desto besser. 

Herr Professor Böttiger sagte, Kinder erlernen die Reanimation spielerisch, sie haben 
Spaß daran. Wenn sie Radfahren oder Schwimmen gelernt haben, vergessen sie auch 
das nicht. Der Erste-Hilfe-Kurs beim Erwerb der Fahrerlaubnis ist ein notwendiges 
Übel, das man in Kauf nimmt. Wir wissen alle, dass das Erlernte weniger gefestigt ist, 
wenn man an der Unterweisung gezwungenermaßen teilnimmt. Die stabile Seitenlage 
habe ich im Rettungsdienst vielleicht ein, zweimal gebraucht. 

Es gilt der Grundsatz: je früher desto besser. Man sollte spielerisch bereits im Kinder-
garten ansetzen. Auch ein sechsjähriges Kind kann in einen Notfall etwas bewirken. 
Das, was man in diesem Alter erlernt, bleibt im Kopf. 

Frank Müller (SPD): Ich habe zwei kurze Nachfragen, die sich an Frau Kozik, Herrn 
Dr. Röttges und Herrn Dr. Lüder richten. Herr Dr. Röttges hat die Frage eben beinahe 
beantwortet; ich würde aber gern nachhaken. Wir alle sind einer Meinung, dass es 
eine gute Initiative ist. Die Frage ist aber, was folgt jetzt daraus, was sollten die nächs-
ten Schritte sein und wie machen wir es konkret? 

Sie haben gerade auf Kinder abgestellt, die im Kindergartenalter sind. Sie haben ge-
sagt, dass man bereits im Kindergartenalter mit der Unterweisung beginnen sollte. Das 
Modellprojekt ist ab der 7. Klasse angelegt. Müsste man nicht mit einem Regelangebot 
in die Primarstufe hineingehen und daher die Landesregierung dazu auffordern, das 
Projekt auch in der Primarstufe auszurollen? 
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Die zweite kurze Nachfrage richtet sich insbesondere an Frau Kozik, weil Sie sich in 
Ihrem Projekt auch für die Verbreitung von Laiendefibrillatoren einsetzen. Haben Sie 
einen Überblick, an wie vielen Schulen es Laiendefibrillatoren gibt? Soweit ich es über-
blicke, gibt es kein Beschaffungsprogramm; vielmehr werden solche Geräte häufig 
über Stiftungen, Fördervereine oder Spenden angeschafft. Würde es aus Ihrer Sicht 
Sinn machen, die Beschaffung konsequent zu betreiben und ein entsprechendes Lan-
desprogramm aufzulegen? 

Dr. Josef Reza Röttges: Ich fange einmal mit der Frage an, ab welchem Schuljahr 
man mit der Unterweisung beginnen sollte. Ich bin kein Pädagoge, meine aber, dass 
es sinnvoll ist, möglichst früh zu beginnen. Natürlich wird ein sechsjähriges Mädchen 
nicht die gleiche Körperkraft haben wie ein 13- oder 15-Jähriger, aber es geht einfach 
um das Handling. Man kann das Handling an Puppen üben. So machen wir das auch 
im Rahmen der Reanimationstage. 

Das größte Problem, das wir haben, ist durch Corona verstärkt worden. Leute haben 
wegen der Nähe Angst, etwas zu tun. Aber nichts zu tun ist falsch. Als ich im Rahmen 
meiner Berufstätigkeit in Berlin gewesen bin, habe ich einmal in einer U-Bahn-Station 
auf dem Bahnsteig eine riesige Menschentraube angetroffen; dort lag eine Person am 
Boden und keiner hat etwas getan. Auch ich bin nicht scharf darauf, bei einem Men-
schen eine Mund-zu-Mund-Beatmung zu machen; damit hat jeder ein Problem. Aber 
ich bin hingegangen und habe einfach nur gedrückt. Damit habe ich dem Menschen 
das Leben gerettet, einfach nur durch simples Drücken. Mit einem AED-Defibrillator 
hätte ich das Kammerflimmern terminieren können, sprich das Herz wieder neu starten 
können. Aber hätte ich nicht reanimiert, wäre der Mensch gestorben. Die AEDs sind 
gut, ich finde sie wichtig. Aber wer hier im Raum würde sich trauen, ein solches Gerät 
anzuwenden? 

Deswegen fange ich wieder bei den Kindern an: Die haben einfach keine Hemm-
schwelle. Die lernen es und machen es einfach. Man kann es ihnen spielerisch bei-
bringen. Wenn sie es immer wieder üben und es immer wieder hören, vergessen sie 
es nie. Ich biete deshalb Reanimationsunterweisungen auch Erzieherinnen in der Kita 
an. Die AEDs sind wichtig, aber die Reanimation finde ich viel, viel wichtiger. 

Dr. Sascha Rolf Lüder (Leiter des Verbindungsbüros des Deutschen Roten Kreuzes): 
Ich sehe diesen Antrag und die Erkenntnis, die in der heutigen Anhörung noch einmal 
gereift ist, dass man hingeht und das Modellprojekt als Regelangebot ab der 7. Klasse 
verfestigt, als Zwischenschritt an. Man muss im weiteren Verlauf schauen, wie geht 
man mit der Ersten Hilfe an Schulen, aber möglicherweise auch im vorschalten Bereich 
um.  

In der Anhörung heute sind die Mitglieder des Ausschusses für Schule und Bildung 
und des Ausschusses für Arbeit, Gesundheit und Soziales vertreten. Im Innenaus-
schuss würde ich jetzt sagen: Im Bereich des Brandschutzes gibt es die Brandschutz-
erziehung und die Brandschutzaufklärung auch schon für den vorschulischen Bereich. 
Jede einigermaßen gut aufgestellte Feuerwehr vor Ort macht das auch in den Grund-
schulen und in den Kitas. Insoweit wäre das ein Gedankenanstoß – er passt nur zum 
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Teil in die Ausschusszusammensetzung heute –, landespolitisch auch dies als weitere 
mögliche Schritte zu überlegen. 

Liliane Kozik (Projekt „Herzsicherheit an Schulen“): Die 7. Klasse ist das klassi-
sche Pubertätsjahr, in dem viele Schülerinnen und Schüler notenmäßig abrutschen. 
Aus meiner Erfahrung als Erzieherin kann ich sagen, dass Jugendliche für das Thema 
vielleicht nicht mehr so offen sind, wie es bei Kindern der Fall ist. Generell halte ich 
den Antrag, so wie er ist, für sehr sinnvoll.  

Ich würde sagen, dass es angebracht wäre, in der Grundschule einen anderen Ansatz 
zu finden, einen spielerischen Ansatz. Ich finde nicht, dass man diesen Antrag auf die 
1. Klasse reduzieren könnte. Es ist so, dass auch aus körperlichen Gründen die Um-
setzung ab der 7. Klasse empfohlen wird. Ich stimme Ihnen aber darin zu, dass Kinder, 
wie es auch Herr Dr. Röttges sagte, diese Hemmschwelle noch nicht haben. Deswe-
gen fände ich es wichtig, wenn es in der Grundschule spielerisch umgesetzt würde. 

Zu der zweiten Frage bezüglich der Defibrillatoren: Nein, ich habe leider keinen Über-
blick darüber. Es gibt die Defi-Apps, in denen man das nachschauen kann, vorausge-
setzt es wurde eingetragen. Die Schulen, mit denen ich Kontakt habe, haben haupt-
sächlich einen AED, was ich sehr positiv finde. Ich setze mich dafür ein, dass AEDs 
an den Schulen angeschafft werden. Dementsprechend sehe ich das als sehr wichtig 
an. Ich finde auch, dass es ein Zeichen ist, wenn an den Schulen gelehrt wird, wie 
wichtig diese Thematik ist. Daher halte ich es für pädagogisch sinnvoll, ein solches 
Gerät zu haben.  

Was die Angst angeht: Ein solches Gerät anzuwenden ist sicherlich eine Herausfor-
derung. Diese Angst kann man den Schülerinnen und Schülern im Rahmen des Un-
terrichts nehmen. Ebenso wie bei der Laienreanimation geht es darum, eine Selbst-
verständlichkeit im Umgang mit einem solchen Gerät herbeizuführen. Ein Notfall mit 
einem Herz-Kreislauf-Stillstand kann auch an einer Schule eintreten; hiervon können 
auch Lehrkräfte betroffen sein. 

Vorsitzende Kirstin Korte: Im Namen des Ausschusses richte ich ein herzliches Dan-
keschön an alle anwesenden Sachverständigen für eine ausgesprochen angenehme 
Anhörung, die uns sehr viel gebracht hat. Ich glaube, wir alle nehmen die Anregung 
mit, uns mit dem Thema auch persönlich noch einmal aktiv auseinanderzusetzen. Das 
ist, glaube ich, ein absoluter Mehrwert für uns alle. 
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2 Aktuelle Viertelstunde gemäß § 60 GO LT NRW (beantragt von der Fraktion 

der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 1]) 

in Verbindung mit: 

 Entwurf einer Verordnung zur Änderung der Lehramtszugangsverordnung 

Unterrichtung 
durch den Präsidenten des Landtags 
Drucksache 17/13366 
Vorlage 17/5010 

in Verbindung mit: 

24 Handlungsbedarfe bei den Verordnungen der Lehrerausbildung (in Zeiten 
von Corona) und zu weiteren notwendigen Regelungen (beantragt von der 
Fraktion der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 2]) 

(Der Entwurf der Verordnung ist mit der Unterrichtung durch den 
Präsidenten in Drucksache 17/13366 zur federführenden Bera-
tung an den Ausschuss für Schule und Bildung sowie zur Mitbe-
ratung an den Wissenschaftsausschuss überwiesen worden.)   

Franziska Müller Rech (FDP) beantragt namens der Koalitionsfraktionen, eine Anhö-
rung zu dem Verordnungsentwurf durchzuführen. 

Sigrid Beer (GRÜNE) merkt an, dieser Antrag werde durch die Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN und, soweit sie wisse, auch durch die SPD-Fraktion unterstützt. Ihre 
Fraktion bitte allerdings darum, auch zum Fachbeirat Inklusion unter Tagesordnungs-
punkt 21 eine Anhörung durchzuführen. 

Vorsitzende Kirstin Korte schlägt vor, die beiden Anhörungen am 11. Mai 2021 
durchzuführen. An diesem Tag stünde der Plenarsaal in der Zeit von 14 bis 18 Uhr zur 
Verfügung. 

Der Ausschuss beschließt, zu dem Entwurf einer Verordnung 
zur Änderung der Lehramtszugangsverordnung in der Sitzung 
am 11.05.2021 eine Anhörung durchzuführen. Die Modalitäten 
der Anhörung sollen unter den Obleuten abgestimmt werden. 

Zur Erläuterung des Entwurfs einer Verordnung zur Änderung der Lehramtszu-
gangsverordnung führt Ministerin Yvonne Gebauer (MSB) Folgendes aus:  

Mit diesem Entwurf setzt das Schulministerium Erkenntnisse um, die im Rahmen 
des im November 2020 vorgelegten Berichts der Landesregierung über den 
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Entwicklungsstand und die Qualität der Lehrerausbildung gewonnen worden sind. 
Ich möchte Ihnen einen Überblick über die vorgesehenen zentralen Änderungen 
geben. 

Die neuen Anforderungen an die künftigen Lehrkräfte in einer digitalisierten Welt 
wie etwa im Bereich der Medienpädagogik werden zu einem verbindlichen Bestand-
teil des Lehramtsstudiums, nicht nur bei den übergreifenden Kompetenzen, sondern 
auch in den Fachdidaktiken.  

Das Fach Informatik kann künftig mit anderen Fächern im Studium frei kombiniert 
werden. Damit wird dem Bedarf an Lehrkräften im Fach Informatik Rechnung getra-
gen. 

Im Lehramt an Berufskollegs werden neue berufliche Fachrichtungen wie zum Bei-
spiel die übergreifende berufliche Fachrichtung Ingenieurtechnik eingeführt. 

Die bisher vorgesehene atypische Kombinationsmöglichkeit von Unterrichtsfach 
und sonderpädagogischer Fachrichtung im Lehramt an Gymnasien, aber auch an 
Gesamtschulen und im Lehramt an den Berufskollegs wird künftig an besondere 
Voraussetzungen geknüpft. So werden dann auch fachlich begründete Bedarfe von 
Schulen passgenau berücksichtigt und eine eventuelle Fehlsteuerung von Perso-
nalressourcen vermieden. 

Neben diesen Themen war insbesondere die Neuprofilierung des bisherigen Fachs 
Sozialwissenschaften Gegenstand einer großen öffentlichen Diskussion. An den 
Gymnasien wurde bereits im Schuljahr 2019/2020 das Schulfach Wirtschaft-Politik 
in der Sekundarstufe 1 eingeführt. Mit Beginn des aktuellen Schuljahres wurde an 
allen weiterführenden Schulen der Sekundarstufe 1 das Schulfach Wirtschaft ein-
geführt. Durch die Änderung der Lehramtszugangsverordnung werden diese Ent-
wicklungen für den Bereich der Lehrerausbildung entsprechend nachvollzogen; 
denn die Lehrerausbildung hat sich für eine passgenaue Ausbildung auch an den 
schulischen Bedarfen auszurichten. Darum ist es richtig, nicht nur die quantitative 
und qualitative Harmonisierung zu gewährleisten, sondern auch die begriffliche An-
passung an die schulischen Fächer herzustellen. 

Künftige Lehramtsstudierende, die später an den Schulen Wirtschaft und Politik un-
terrichten möchten, sollen daher je nach Schulform das Lehramtsfach Wirtschaft-
Politik – das gilt für das Lehramt an Haupt-, Real-, Sekundar- und Gesamtschulen – 
oder das Lehramtsfach Wirtschaft-Politik/Sozialwissenschaften – das gilt für das 
Lehramt an Gymnasien und Gesamtschulen – belegen. 

Sie können erkennen, der Begriff Sozialwissenschaften in der Bezeichnung des 
gymnasialen Lehramtsfaches bleibt weiterhin erhalten. Damit wurden Anregungen 
aus der Beteiligung der Verbände aufgegriffen und dem Umstand Rechnung getra-
gen, dass das Fach Sozialwissenschaften ein wichtiger Bestandteil der gymnasia-
len Oberstufe ist. 

Die Lehramtsfächer Wirtschaft-Politik und Wirtschaft-Politik/Sozialwissenschaften 
werden genauso wie die Schulfächer auch integrative Fächer sein. Sie sind nicht 
allein auf den Bereich Wirtschaft beschränkt. So wird sichergestellt, dass neben der 
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ökonomischen Grundbildung die politische Bildung weiterhin in den Schulen, aber 
auch in der Lehrerausbildung einen festen und hervorgehobenen Platz einnimmt. 

Die heutigen Studierenden, die das Lehramtsfach Sozialwissenschaften studieren, 
werden ihr Studium wie vorgesehen beenden und mit der entsprechenden Lehrbe-
fähigung auch die Schulfächer Wirtschaft und Wirtschaft-Politik unterrichten. Es be-
steht daher überhaupt kein Grund, an einem Einsatz dieser Lehrkräfte oder gar an 
der beruflichen Zukunft der Hochschulabsolventinnen und -absolventen des bishe-
rigen Faches Sozialwissenschaften zu zweifeln. Wir haben selbstverständlich die 
Zukunft der Studierenden im Blick. 

Nun zu der von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN beantragten Aktuellen Vier-
telstunde. Der Antrag bezieht sich auf den gerade erläuterten Entwurf zur Ände-
rung der Lehramtszugangsverordnung und auf die Entwürfe von drei weiteren Ver-
ordnungsänderungen aus den Bereichen Vorbereitungsdienst, Seiteneinstieg und 
Anerkennung von ausländischen Lehramtsabschlüssen. Den Vorbereitungsdienst 
betrifft die Änderung der OVP, den Seiteneinstieg die Änderung der OBAS und die 
Anerkennung die Änderung der Anerkennungsverordnung. 

Diese drei Verordnungsentwürfe bedürfen keiner Beteiligung des Ausschusses für 
Schule und Bildung; aber sie sind in der letzten Woche informell den schulpoliti-
schen Sprecherinnen und Sprechern zur Kenntnis übersandt worden.  

Die vorgesehenen Änderungen dienen dem Zweck, die Fragen der Medienkompe-
tenz und des lernfördernden Einsatzes von modernen Informations- und Kommuni-
kationstechniken deutlicher zum Bestandteil der gesamten Ausbildung im Vorberei-
tungsdienst zu machen. Leistungsstarke Lehramtsanwärterinnen und Lehramtsan-
wärter können bei anrechnungsfähigen Berufserfahrungen leichter einen verkürzten 
Vorbereitungsdienst absolvieren. Lehramtsanwärterinnen und Lehramtsanwärter 
mit einer Schwerbehinderung können den Vorbereitungsdienst auch in Teilzeit ab-
solvieren. Die uns allen bekannten Hindernisse bei der Anerkennung von ausländi-
schen Lehrkräften werden durch die Änderung der Verordnung abgebaut. 

Bereits anhand dieses kurzen Überblicks wird erkennbar, dass es bei den Änderun-
gen um eine fachliche Weiterentwicklung geht. Das Schulministerium setzt auch bei 
diesen Verordnungsänderungen die im Rahmen des bereits genannten Berichts der 
Landesregierung aus dem November 2020 gewonnenen Erkenntnisse um. Anders 
als beim letzten Bericht der Landesregierung aus dem Jahr 2013, der dann erst 
Jahre später umgesetzt worden ist, wollen wir das Verfahren zeitnah abschließen. 

Einzelne Vorgaben der geänderten Ordnung des Vorbereitungsdienstes und der 
Staatsprüfung, etwa zum neuen Kerncurriculum oder zum digitalen Lehren und Ler-
nen, sollen schon für den im Mai startenden Vorbereitungsdienst gelten. Die Ände-
rungen der Ordnung des berufsbegleitenden Vorbereitungsdienstes und der Aner-
kennungsverordnung leisten natürlich auch Beiträge zur Sicherung der Lehrkräfte-
versorgung. 

Pandemiebedingte Sonderregelungen enthalten weder der Änderungsentwurf zur 
Lehramtszugangsverordnung noch die übrigen Änderungsentwürfe. Der Grund liegt 
darin, dass pandemiebedingte Sonderregelungen derzeit in anderen Verfahren 
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separat bearbeitet werden bzw. auch schon erlassen wurden. Sonderregelungen, 
die sich auf Praxiselemente und Auslandsaufenthalte im Rahmen des Lehramtsstu-
diums beziehen, sind im Zweiten Bildungssicherungsgesetz vorgesehen. Im Be-
reich des Vorbereitungsdienstes und der Staatsprüfung erforderliche Sonderrege-
lungen wurden für das zweite Schulhalbjahr 2020/2021 bereits mit einer Änderung 
der OVP im Dezember des vergangenen Jahres getroffen.  

Natürlich behalten wir die Pandemielage auch bezogen auf die Ausbildung der künf-
tigen Lehrkräfte im Blick. Für konkrete Folgeänderungen der noch bis zu den Som-
merferien geltenden pandemiebedingten Regelungen der OVP ist es allerdings zum 
jetzigen Zeitpunkt noch zu früh. Soweit wieder befristete Ausnahmeregelungen er-
forderlich werden, sollen diese zeitnah bzw. zielgerichtet auf den im nächsten Schul-
halbjahr zu erwartenden Unterricht ausgerichtet werden. Pandemiebedingte befris-
tete Ausnahmeregelungen und konzeptionelle Weiterentwicklungen der Ausbildung 
sollten wir weiterhin klar voneinander trennen. Ich hoffe, ich habe deutlich gemacht, 
worin der Unterschied besteht. 

Sigrid Beer (GRÜNE) kommt auf den Entwurf der Lehramtszugangsverordnung zu 
sprechen. Sie meint, wenn es keine Auswirkungen für die derzeitigen Studierenden im 
Hinblick auf die spätere Erteilung des Unterrichtsfaches gebe, müsse man sich fragen, 
warum die Änderung überhaupt notwendig sei. Für den Bereich Sozialwissenschaften 
an den Universitäten führe die Änderung der Verordnung zu erheblichen Veränderun-
gen. Diese Problematik werde im Zusammenhang mit der bereits beschlossenen An-
hörung zu erörtern sein. 

Die Abgeordnete fährt fort, neben den angekündigten Änderungen der anderen drei 
Verordnungen sei eine Vielzahl von Aspekten unberücksichtigt geblieben, die man 
sammeln und in eine nächste Runde der Änderung der Verordnungen aufnehmen 
sollte.  

Dies gelte etwa für die Frage, warum das FH-Diplom nicht als Masterabschluss aner-
kannt werde. Sie habe den Fall einer Lehrkraft vor Augen, die nach einer 15-jährigen 
Berufserfahrung aus dem Ingenieurwesen an einem Berufskolleg unterrichte, die Lehr-
befähigung der Sekundarstufe 1 besitze, keinen Laufbahnwechsel vornehmen könne, 
aber schon in der Lehrerausbildung und Moderation am Berufskolleg tätig sei. Man 
müsse darüber nachdenken, wie man die in solchen Fällen bestehenden verrechtlich-
ten Hürden beseitigen könne. In Bayern habe man die Anerkennung des FH-Diploms 
bereits im Jahr 2010 geregelt. 

Die Abgeordnete regt an, solche Fragestellungen zu sammeln, um mehr Flexibilität 
und Durchlässigkeit durch die Änderung der entsprechenden Verordnungen zu ermög-
lichen.  

Sigrid Beer (GRÜNE) führt weiter aus, sie habe allerdings erwartet – dies sei auch das 
Anliegen der Aktuellen Viertelstunde –, dass auf andere rechtliche Regelungen einge-
gangen werde, die die Schulen viel dringender benötigten.  

Zu fragen sei, warum etwa zu den Bestimmungen über die Klassenarbeiten keine Vor-
schläge vorgelegt würden. In 22 Kreisen und Kommunen finde derzeit 
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Distanzunterricht statt. Wenn durch die Verordnung des Bundes der Grenzwert bei 
einer Inzidenz von 165 eingeführt werde, würden weitere Kreise und Kommunen die 
Schulen in den Distanzunterricht übergehen lassen müssen. Das bedeute, dass bei 
der gegenwärtigen Inzidenz mehr als zwei Drittel der Schulen des Landes spätestens 
ab 26. April 2021 in den Distanzunterricht gehen würden. Die Aussicht, dass bis zum 
Ende des Schuljahres noch zehn Klassenarbeiten zu schreiben sein würden, laste auf 
den Schülerinnen und Schülern und auf den Lehrkräften. Es sei dringend erforderlich, 
die Klassenarbeiten im Erlasswege auszusetzen und andere Formen der Leistungs-
messung zu gestatten.  

Enttäuschend sei, dass das Schulministerium in einer so virulenten Situation, in der 
die Schulen auf Hilfe angewiesen seien und Entlastung benötigten, keine Vorschläge 
vorlege, schließt die Abgeordnete.  

Vorsitzende Kirstin Korte macht darauf aufmerksam, dass die antragstellenden 
Fraktionen zwar bei dem Gegenstand der Aktuellen Viertelstunde allgemein auf wei-
tere in Zeiten von Corona notwendige Regelungen Bezug genommen, im Folgenden 
aber lediglich auf die in Rede stehenden Verordnungsänderungen abgestellt hätten. 
Die weiteren von Sigrid Beer (GRÜNE) angesprochenen Themen seien somit nicht 
Gegenstand der anstehenden Beratung. 

Jochen Ott (SPD) bittet das Schulministerium, dem Ausschuss eine synoptische Ge-
genüberstellung der Regelungen der geltenden Verordnungen und der beabsichtigten 
Änderungen zur Verfügung zu stellen, weil dies die Arbeit erleichtern würde. 

Der Abgeordnete moniert, dass die Änderungsentwürfe dem Ausschuss mit einem zu 
geringen zeitlichen Vorlauf übermittelt worden seien. Insbesondere bei der Lehramts-
zugangsverordnung sei die Durchführung einer Anhörung unabdingbar. Es sei selten 
der Fall, dass zu einer Verordnung Petitionen und öffentliche Stellungnahmen in die-
sem Umfang abgegeben würden. Daher hätte er sich ein anderes Verfahren ge-
wünscht. 

Jochen Ott (SPD) fährt fort, der Antrag auf die Aktuelle Viertelstunde stelle ausdrück-
lich auch auf weitere in Zeiten von Corona notwendige Regelungen ab, weil es an den 
Schulen dringlichere Sorgen gebe. Dies gelte für die Klassenarbeiten, die bis zum 
Schuljahresende noch erledigt werden sollten, und die Durchführung der Abiturprüfun-
gen und der ZP 10. Darüber hinaus sei nicht klar, ob in der nächsten Woche überhaupt 
Präsenzunterricht stattfinden werde. Vonseiten des Schulministeriums gebe es keine 
klaren Ansagen im Hinblick auf die Frage, wie sich der Rest des Schuljahres gestalten 
solle. Es sei bedauerlich, dass das Schulministerium diese Aspekte nicht von sich aus 
anspreche. 

Was die Lehramtszugangsverordnung angehe, so empfinde er, Jochen Ott, es als gro-
tesk, dass auf die öffentlichen Proteste eingegangen werde, indem das Wort „Sozial-
wissenschaften“ in der Bezeichnung des Schulfaches weiter verwendet werde. Die da-
hinter stehende substanzielle Frage nach der Bedeutung der Soziologie habe das 
Schulministerium offenbar immer noch nicht verinnerlicht. 
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Die Veränderungen, die an den Berufskollegs angedacht worden seien, würden teils 
zurückgenommen. Mutig wäre es gewesen, die Vorschläge der Berufsschullehrerver-
bände zu übernehmen und die Fachhochschulabschlüsse stärker zu gewichten, ge-
rade vor dem Hintergrund der Studie von Professor Klemm, die davon ausgehe, dass 
bis 2030 nur noch ein Drittel der freiwerdenden Stellen für Lehrkräfte in den MINT-
Fächern besetzt werden könne. Demnach sei nicht nur an den Berufskollegs, sondern 
auch an den allgemeinbildenden Schulen im Bereich Mathematik, Naturwissenschaf-
ten, Technik und Informatik mit massiven Problemen zu rechnen. Diese Debatte werde 
im Zusammenhang mit der Anhörung zu der Lehramtszugangsverordnung zu führen 
sein. 

Der Abgeordnete schließt, er halte es für keine gute Herangehensweise, dass die die 
Menschen im Lande am meisten bewegenden Fragen durch das Schulministerium ge-
wissermaßen mit Pressemitteilungen bearbeitet würden, während das Ministerium zu-
gleich versuche, Maßnahmen im Bereich der Lehramtsausbildung und des Lehramts-
zugangs bei einer möglichst geringen öffentlichen Aufmerksamkeit durchzuziehen. 

Franziska Müller Rech (FDP) empfindet die von dem Vorredner geäußerte Unterstel-
lung, das Schulministerium nutze die Pandemiesituation, um unliebsame Regelungen 
durchzuziehen, als eine Zumutung. Obwohl es drängende Themen der Schulpolitik 
gebe, befasse man sich seit 13 Monaten mit fast nichts anderem als der Pandemiesi-
tuation. Es wäre ein Versäumnis, wenn das Schulministerium nicht auch wichtige 
schulpolitische Themen anginge. 

Die Abgeordnete fährt fort, die SPD-Fraktion habe öffentlich den Eindruck zu vermitteln 
versucht, dass sozialwissenschaftliche Inhalte in der Lehrerausbildung und im Schul-
unterricht zurückgedrängt werden sollten. Demgegenüber sei zu betonen, dass der 
Dreiklang aus soziologischer, politischer und ökonomischer Bildung sowohl in den 
Schulfächern als auch in der Lehramtsausbildung selbstverständlich erhalten bleiben 
solle. Das Schulministerium habe in der Unterrichtung zum Ausdruck gebracht, dass 
soziologische Aspekte unabdingbar seien, um Inhalte der politischen und der ökono-
mischen Bildung zu erschließen. Die Sozialwissenschaften sollten weiterhin ein wich-
tiger Bestandteil bei den Inhalten der Schulfächer Politik-Wirtschaft in der Sekundar-
stufe 1 bzw. Politik-Wirtschaft/Sozialwissenschaften in der Sekundarstufe 2 sein.  

Sie freue sich auf die in Aussicht genommene Anhörung zur Änderung der Lehramts-
zugangsverordnung und die weitere Diskussion im Ausschuss; sie sei sicher, dass 
man auch im Sinne der Studierenden zu einer guten Lösung kommen werde, schließt 
die Abgeordnete. 

Claudia Schlottmann (CDU) macht geltend, das Schulministerium stelle sich den 
Herausforderungen durch die Pandemiesituation genauso wie den bildungspolitischen 
Fragen, die im Hinblick auf die Zukunftsfähigkeit des Schulwesens aufgeworfen wür-
den. Das gelte auch für die Konzipierung des Schulfaches Wirtschaft-Politik/Sozialwis-
senschaften. Die Soziologie sei und bleibe ein wesentlicher Teilbereich des Faches. 
Zu diesem Ergebnis müssten auch die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und die 
SPD-Fraktion gelangen, wenn sie die Vorschläge vorurteilsfrei prüften. 
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Petra Vogt (CDU) findet es unverständlich, dass die Fraktionen von SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN bei der Beantragung der Aktuellen Viertelstunde nicht deutlich 
gemacht hätten, dass es ihnen primär um die rechtlichen Regelungen gehe, die auf-
grund der Pandemiesituation möglicherweise für den Rest des Schuljahres zu treffen 
sein würden. Die Koalitionsfraktionen seien davon ausgegangen, dass über das 
Thema des Lehramtszugangs diskutiert werden solle. Dies sei übrigens schon vor ei-
nigen Wochen in einer großen gemeinsamen Podiumsdiskussion geschehen. Die Ko-
alitionsfraktionen hätten ferner deutlich gemacht, dass sie eine Anhörung zur Ände-
rung der Lehramtszugangsverordnung wünschten.  

Die Fragen der Pandemiebewältigung seien sicherlich ebenso wichtig. Wenn die Frak-
tionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hierüber sprechen wollten, müssten 
sie einen entsprechenden Vorschlag für die Gestaltung der Tagesordnung unterbrei-
ten. Die Koalitionsfraktionen würden dem sicherlich folgen, wenn es in einer nachvoll-
ziehbaren Weise geschehe. 

Sigrid Beer (GRÜNE) unterstreicht, dass in dem Thema der Aktuellen Viertelstunde 
weitere aufgrund der Pandemiesituation erforderlich werdende Regelungen ausdrück-
lich angesprochen worden seien. Die antragstellenden Fraktionen hätten erwartet, 
dass das Schulministerium hierzu Vorschläge unterbreite und dass diese in der heuti-
gen Sitzung diskutiert werden könnten. 

Vorsitzende Kirstin Korte ist der Ansicht, dass dieser Wunsch der Fraktionen von 
SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN durch den Antrag auf Erweiterung der Tages-
ordnung nicht hinreichend deutlich geworden sei. 

Helmut Seifen (AfD) empfindet die Vorgehensweise der Vertreter der Fraktionen von 
SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN als destruktiv und als Theater. Die Auswirkun-
gen der Pandemiesituation auf das Schulwesen könnten unter den Tagesordnungs-
punkten 3 und 4 ausführlich erörtert werden. Es sei nicht erkennbar, warum dies im 
Rahmen einer Aktuellen Viertelstunde geschehen solle. 

Zur Lehramtszugangsverordnung bemerkt der Abgeordnete der AfD, er sei nicht für 
die Einführung des Faches Politik-Wirtschaft, weil es sich hierbei um eine Show-Ein-
führung handele. In den Fächern Erdkunde und Sozialwissenschaften gebe es bereits 
jetzt hohe Anteile des Themas Wirtschaft. Dies könne allerdings im Zusammenhang 
mit der Anhörung erörtert werden, schließt der Abgeordnete. 

Jochen Ott (SPD) entgegnet, das Empfinden des Vorredners sei ihm völlig gleichgül-
tig. Er habe auch genug davon, dass ihm ein Vertreter der AfD ständig Haltungsnoten 
erteilen wolle. 

(Hierauf entspinnt sich ein erregter Wortwechsel zwischen den beiden 
Abgeordneten, der durch die Vorsitzende beendet wird.) 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 33 - APr 17/1382 

Ausschuss für Schule und Bildung 21.04.2021 
94. Sitzung (öffentlich)  
 
 
Jochen Ott (SPD) macht geltend, dem Ausschuss sei es erst durch den Antrag auf 
Erweiterung der Tagesordnung möglich geworden, über den Entwurf einer Änderung 
der Lehramtszugangsverordnung zu sprechen und sich hierzu auf die Durchführung 
einer Anhörung zu verständigen. Er, Jochen Ott, hätte sich gewünscht, dass die ent-
sprechenden Vorlagen den Fraktionen frühzeitiger übermittelt worden wären. 

Die antragstellenden Fraktionen hätten das Thema der Aktuellen Viertelstunde be-
wusst weit gefasst, um die Möglichkeit zu eröffnen, über die die Schulen bedrängen-
den Fragen der für das laufende Schuljahr noch zu treffenden Regelungen zu spre-
chen. Es sei bedauerlich, dass das Schulministerium diese Gelegenheit nicht nutzen 
wolle. 

Im Übrigen wäre es hilfreich, wenn das Schulministerium mit den Fraktionen eine Ver-
ständigung über die Behandlung der zu erlassenden Verordnungen und über die Ter-
minierung von Anhörungen suchen würde. Dies würde es dem Ausschuss erleichtern, 
seine Beratungen zu strukturieren. 

Vorsitzende Kirstin Korte macht darauf aufmerksam, dass der Entwurf zur Änderung 
der Lehramtszugangsverordnung erst auf die Tagesordnung des Ausschusses habe 
gesetzt werden können, nachdem der Gegenstand dem Ausschuss durch den Präsi-
denten des Landtags zur Beratung überwiesen worden sei. Dies sei unabhängig von 
dem Antrag der Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur Erweiterung 
der Tagesordnung geschehen. 

Franziska Müller-Rech (FDP) betont, es habe nicht eines Antrags der Fraktionen von 
SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bedurft, um eine parlamentarische Behandlung 
des Entwurfs zur Änderung der Lehramtszugangsverordnung zu ermöglichen. Die Ko-
alitionsfraktionen hätten diese Behandlung bereits in Aussicht gestellt und würden sich 
an dieses Versprechen halten. 

Die Abgeordnete fährt fort, sie sei irritiert darüber, dass das Thema von Regelungen, 
die aufgrund der aktuellen Pandemiesituation erforderlich werden könnten, von SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN an dieser Stelle angesprochen werde. Auch bei der 
Anhörung zum Zweiten Bildungssicherungsgesetz seien Themen vermischt worden, 
etwa indem die Regelung zum Einschulungsstichtag thematisiert worden sei.  

Im Interesse des Miteinanders der Fraktionen warne Sie, Franziska Müller-Rech, vor 
einem solchen Vorgehen. Es sei nicht ratsam, parlamentarische Initiativen thematisch 
so weit zu fassen, dass jeweils eine Generalaussprache stattfinden könne. Ein solches 
Vorgehen sei unüblich und sei im Hinblick auf die Strukturierung der Beratungen im 
Ausschuss nicht sachdienlich. Die Koalitionsfraktionen seien stets zu Absprachen mit 
den anderen Fraktionen bereit, wenn es darum gehe, die für die Schülerinnen und 
Schüler, Lehrkräfte und Eltern im Land wichtigen Themen im Ausschuss in einem 
sachgerechten Rahmen zu erörtern. 

Sigrid Beer (GRÜNE) spricht sich dafür aus, den Tagesordnungspunkt zu schließen. 
Sie merkt an, die von ihr aufgeworfenen Fragen zu den in der aktuellen Pandemie-
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situation erforderlichen Regelungen erhalte sie aufrecht. Sie teile allerdings nicht die 
von Franziska Müller-Rech (FDP) geäußerte Auffassung, dass es den Fraktionen nicht 
möglich sein solle, eine aktuelle Erörterung zu diesem Thema anzustrengen. 

Vorsitzende Kirstin Korte hält es für bedauerlich, dass der Ausschuss 45 Minuten 
seiner Sitzungszeit auf die Erörterung einer Verfahrensfrage statt auf die inhaltliche 
Beratung verwendet habe. 

Ministerin Yvonne Gebauer (MSB) führt aus, in dem Antrag der Fraktionen von SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN werde explizit darauf abgestellt, dass Gegenstand 
der Aktuellen Viertelstunde die Texte der in dem Antrag genannten Verordnungsent-
würfe sein sollten. Sie, die Ministerin, habe eingangs zu diesen Entwürfen Stellung 
genommen. Wenn die Erörterung anderer Themen gewünscht worden sei, hätte dies 
auf den dafür vorgesehenen Wegen deutlich gemacht werden müssen. 

Der Ausschuss nimmt den mündlichen Bericht der Landesre-
gierung über die beabsichtigten Änderungen der Lehramtszu-
gangsverordnung, der OVP, der OBAS und der Anerken-
nungsverordnung zur Kenntnis. 

 
  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 35 - APr 17/1382 

Ausschuss für Schule und Bildung 21.04.2021 
94. Sitzung (öffentlich)  
 
 
3 Gesetz zur Sicherung von Schul- und Bildungslaufbahnen im Jahr 2021 

(Zweites Bildungssicherungsgesetz) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/13092 

Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/13188 

Ausschussprotokoll 17/1368 

Stellungnahmen 
17/3756, 17/3759, 17/3760, 
17/3761, 17/3762, 17/3773, 
17/3774, 17/3775, 17/3776, 
17/3781, 17/3782, 17/3784, 
17/3785 

– Abstimmung gemäß Vereinbarung der Fraktionen 

(Der Ausschuss hat in der Sitzung am 14. April 2021 eine Anhö-
rung zu dem Gesetzentwurf durchgeführt. Diese ist in dem Aus-
schussprotokoll 17/1368 dokumentiert worden. Der mitberatende 
Wissenschaftsausschuss hat in seiner Sitzung am 14. April 2021 
beschlossen, kein Votum abzugeben.) 

Franziska Müller-Rech (FDP) führt aus, das laufende Schuljahr sei kein Schuljahr wie 
jedes andere und sei auch nicht mit dem letzten Schuljahr vergleichbar. Das Zweite 
Bildungssicherungsgesetz solle diesen Unterschieden Rechnung tragen und dafür 
sorgen, dass die Schülerinnen und Schüler in Nordrhein-Westfalen durch die Pande-
mie keine Nachteile erlitten. Diesen wichtigen Zweck des Gesetzes hätten die Sach-
verständigen in der Anhörung bestätigt.  

Im laufenden Schuljahr habe der Distanzunterricht gut funktioniert. Zu diesem Zweck 
seien zahlreiche Änderungen an dem Portal Logineo NRW vorgenommen worden. 
Insbesondere die Lehrkräfte seien sehr kreativ geworden und hätten in der Pandemie-
situation einen enormen Einsatz gezeigt. Auch vonseiten des Ausschusses sollte das 
Signal ausgehen, dass man für diesen besonderen Einsatz sehr dankbar sei.  

Das Schulministerium habe den Distanzunterricht im letzten Jahr auf rechtssichere 
Füße gestellt. Nordrhein-Westfalen sei das erste Bundesland gewesen, dass dies ge-
tan habe. Das Ergebnis sei, dass der Distanzunterricht in der Schullandschaft weithin 
als gutes Mittel bestätigt worden sei. 

Trotz der Infektionslage würden die Abschlussklassen intensiv auf ihre Prüfungen vor-
bereitet. Dies sei ein wichtiger Punkt, wenn es darum gehe, dass die Schülerinnen und 
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Schüler in Nordrhein-Westfalen keine Nachteile erleiden sollten. Aus diesem Grund 
sei es auch wichtig, an den zentralen Prüfungen einschließlich der ZP 10 festzuhalten.  

Bei der ZP 10 werde der Prüfungstermin verschoben und die fachlichen Vorgaben 
würden konkretisiert, sodass die Themenfelder für die ZP 10 eingegrenzt würden und 
die Schülerinnen und Schüler durch die Lehrkräfte gezielter auf die Prüfung vorbereitet 
werden könnten. Bei den Prüfungsaufgaben werde die Auswahl sowohl für die Lehr-
kräfte als auch für die Schülerinnen und Schüler erweitert. Auf diese Weise könnten 
die Aufgaben ausgewählt werden, die zu dem erteilten Unterricht und zu dem erreich-
ten individuellen Lernstand passten.  

Schließlich solle es eine Modifikation im Bewertungsraster geben. Hierdurch sollten 
den Lehrkräften weitere Spielräume eröffnet werden, die sie vor dem Hintergrund des 
erteilten Unterrichts nutzen könnten. 

Bei diesen Vorkehrungen handle es sich um eine außerordentlich wichtige Anpassung 
für das laufende Schuljahr. Das umfangreiche Gesamtkonzept stelle sicher, dass die 
Prüfungen in der Klasse 10 in den Fächern Deutsch, Mathematik und Englisch landes-
einheitlich und zentral durchgeführt werden könnten. Hierdurch werde zugleich verhindert, 
dass die Wertigkeit der Abschlüsse angezweifelt werden könne. Auch insoweit sollten 
den Schülerinnen und Schülern in Nordrhein-Westfalen durch die Pandemiesituation 
keine Nachteile entstehen. Das Vorgehen sei durch die Kultusministerkonferenz be-
stätigt worden, um vergleichbare Bedingungen in den Bundesländern zu schaffen. 

Für die Abiturprüfungen werde Ähnliches vorgesehen. Der Beginn der Abiturprüfungen 
werde um neun Tage verschoben. Die Schülerinnen und Schüler befänden sich derzeit 
in einer längeren Vorbereitungsphase, in der eventuell entstandene Lücken aufgear-
beitet werden könnten. Es sei sehr wichtig, dass die Vorbereitung durch die Lehrkräfte 
vor Ort unterstützt werde. 

Auch beim Abitur werde es einen erweiterten Aufgabenpool geben, sodass die Prü-
fungsaufgaben passgenau ausgewählt werden könnten, um der individuellen Situation 
der Schülerinnen und Schüler entgegenzukommen. Für den Fall, dass Prüfungster-
mine unmittelbar aufeinander folgten, würden optionale Nachschreibetermine vorge-
sehen. Auch das sei eine wichtige Botschaft für die Schülerinnen und Schüler. Die 
externe Zweitkorrektur werde in diesem Jahr ausgesetzt. 

Das Zweite Bildungssicherungsgesetz sehe des Weiteren vor, dass am Ende des 
Schuljahres über die Versetzung entschieden werde. Es sei wichtig, dass es kein pau-
schales Durchwinken geben werde; gegebenenfalls würden erweiterte Nachprüfungen 
durchgeführt. Schülerinnen und Schüler könnten das Jahr freiwillig wiederholen und 
es werde nicht auf die Höchstverweildauer angerechnet. Auch diese Regelung hätten 
die Sachverständigen in der Anhörung sehr begrüßt. 

Am Ende der Erprobungsstufe solle in diesem Jahr die Entscheidung über das Wie-
derholen des Schuljahrs oder den Schulformwechsel nach Beratung mit der Schule 
durch die Eltern getroffen werden. 

Die SPD-Fraktion habe vorgeschlagen, bei den Prüfungen einen „Freischuss“ einzu-
führen. Ebenso wie die Sachverständigen seien auch die Koalitionsfraktionen gegen 
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einen Freischuss. Die Sachverständigen hätten deutlich gemacht, dass durch eine sol-
che Regelung die Prüfungen zeitlich weiter verdichtet würden, den Schulen ein großer 
Aufwand entstünde, den die Koalitionsfraktionen den Lehrkräften in dieser anstren-
genden Phase nicht zumuten wollten, und insbesondere leistungsschwache Schüle-
rinnen und Schüler hierdurch Nachteile erleiden könnten. Der Vorschlag sei sicherlich 
gut gemeint. Eine entsprechende Regelung wäre jedoch kontraproduktiv und würde 
die Bildungsungerechtigkeit erhöhen. Die Koalitionsfraktionen könnten daher diesen 
Vorschlag nicht mittragen. Sie sprächen sich für die Annahme des Entwurfs des Zwei-
ten Bildungssicherungsgesetzes in der vorliegenden Fassung aus. 

Sigrid Beer (GRÜNE) erklärt, auch ihre Fraktion sei den Lehrkräften an den Schulen 
dankbar für die vielfältigen Anstrengungen, die unternommen würden, um die Schüle-
rinnen und Schüler auf die Prüfungen gut vorzubereiten. Wegen der Hin-und-her-Poli-
tik des Landes, wegen der täglichen Herausforderungen und wegen der nicht gegebe-
nen Verlässlichkeit in Bezug auf die Vorgaben zu Distanz- oder Wechselunterricht 
brauchten die Lehrkräfte in der gegebenen Situation gute Nerven. 

Das, was für die Zeit nach den Osterferien angekündigt worden sei, habe sich bereits 
im Laufe der ersten Unterrichtswoche für viele Schulen in Luft aufgelöst. Die Schulen 
hätten in den Distanzunterricht übergehen müssen. Dies sei schon das erste herbe 
Hin und Her gewesen. Dass das Schulministerium gemeint habe, dies sei nicht vor-
herzusehen gewesen und man müsse gewissermaßen auf der dritten Welle surfen, 
statt Verlässlichkeit in der Schulpolitik herzustellen, sei eine große Enttäuschung ge-
wesen. 

Wenn der Bund die Inzidenz von 165 als Grenze für den Präsenzunterricht festlegen 
sollte, wäre hiermit eine klare Vorgabe für das Land gesetzt, die gravierende Auswir-
kungen auf den Schulbetrieb haben werde. In dieser Situation an dem Gesetzentwurf 
festzuhalten, der ohnehin sehr spät in das Parlament eingebracht worden sei, sei eine 
handwerkliche Fehlleistung des Schulministeriums.  

Die Abiturprüfungen müssten unter den gegebenen Bedingungen durchgeführt wer-
den; dies sollte allerdings unter der Maßgabe größtmöglicher Flexibilität geschehen. 
Die Sachverständigen hätten sich erstaunlicherweise vor dem verengten gedanklichen 
Hintergrund geäußert, dass ein sogenannter Freischuss noch vor den Sommerferien 
untergebracht werden müsse. Natürlich müssten Prüfungsmöglichkeiten mit zusätzli-
chen Lernzeiten nach den Sommerferien angedacht werden. Wann, wenn nicht jetzt 
in einer solchen herausfordernden Situation, sollte eine solche Lösung in Erwägung 
gezogen werden, fragt die Abgeordnete. 

Sie fährt fort, in der Anhörung seien sehr deutlich die ungleichen Lernvoraussetzungen 
beschrieben worden, die im laufenden Schuljahr bestanden hätten. Dies gelte nicht 
nur die für die unterschiedlichen Ausfall- und Quarantänezeiten, die sich für die Schü-
lerinnen und Schüler ergeben hätten. Es sei allgemein bekannt und jüngst durch eine 
Studie in Bochum bestätigt worden, dass Kinder und Jugendliche in schwierigen Le-
benslagen insbesondere durch Quarantänezeiten betroffen worden seien. Der Umfang 
des Präsenzunterrichts im ersten Schulhalbjahr sei an den Schulen des Landes sehr 
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unterschiedlich gewesen. Man könne nicht davon sprechen, dass es eine gleiche Lern-
ausgangslage und gleiche Prüfungsvoraussetzungen gebe. 

Da das Zweite Bildungssicherungsgesetz so spät eingebracht worden sei, sei auch die 
Frage der Klassenarbeiten ungelöst. Es könne nicht sein, dass eine Verpflichtung be-
stehe, noch zehn Klassenarbeiten schreiben zu lassen. Aus den Schulen sei zu hören, 
dass man beabsichtige, vor den Klassenarbeiten Präsenztage für die gesamte Klasse 
durchzuführen, damit eine ausreichende Vorbereitung auf die Klassenarbeiten möglich 
sei. In der jetzigen Situation sei es sehr fraglich, ob dieses Vorhaben zu realisieren 
sein werde. Bedauerlich sei, dass das Schulministerium erst dazu aufgefordert werden 
müsse, in Bezug auf die Klassenarbeiten Klarheit für die Schulen herzustellen und 
Entlastungssignale zu senden.  

Ein Unding sei es, dass die Koalitionsfraktionen beabsichtigten, an der ZP 10 festzu-
halten. Der Vortrag aus den Schulen der Sekundarstufe 1 und der Gesamtschulen in 
der Anhörung sei unisono kritisch gewesen. Dennoch wollten die Koalitionsfraktionen 
dieses Vorhaben durchziehen. Sie begäben sich damit in eine maximale Rechtsunsi-
cherheit, was die Voraussetzungen für die Durchführung der ZP 10 angehe.  

Die Abgeordnete erklärt schließlich, sie erwarte von der Schulministerin, dass sich 
diese zu der Frage der Klassenarbeiten und zu den Auswirkungen äußere, die die zu 
erwartenden Bundesregelungen auch auf die Prüfungen haben würden.  

Jochen Ott (SPD) ruft in Erinnerung, dass die SPD-Fraktion in der Plenardebatte im 
November 2020 prophezeit habe, dass die Landesregierung mit dem Vorschlag zu 
einer gesetzlichen Regelung in das Parlament zurückkehren werde. Die Koalitions-
fraktionen hätten dies seinerzeit nicht ernst genommen. Sie hätten seit einem Jahr 
unterschätzt, wie wichtig es sei, aus dem Modus des Auf-Sicht-Fahrens herauszukom-
men und eine mittel- bis langfristige Planung zu ermöglichen. 

Es sei absurd, dass der Ausschuss zwei Tage vor dem Beginn der Abiturprüfungen 
über das Zweite Bildungssicherungsgesetz diskutiere und die Prüfungen zum Zeit-
punkt der Verabschiedung des Gesetzes bereits begonnen haben würden. Dies sei 
alles andere als planvoll, entspreche aber der Art und Weise, in der Schulpolitik seit 
mehr als einem Jahr in Nordrhein-Westfalen betrieben werde – ohne ein Verständnis 
dafür zu haben, wie ein großes System mit so vielen Menschen – Lehrerinnen und 
Lehrern, Schülerinnen und Schülern sowie Eltern – gesteuert werden könne und 
müsse. Das Zweite Bildungssicherungsgesetz sei insofern der krönende Abschluss 
eines verkorksten ministeriellen Schuljahres. 

Der Abgeordnete fährt fort, er halte die vorgelegten Regelungen für in höchstem Maße 
rechtsunsicher. Die Anhörung vom 14. April 2021 und insbesondere die Äußerungen 
von Herrn Käuser würden ausreichen, um mit Aussicht auf Erfolg ein Verfahren vor 
dem Verwaltungsgericht anzustrengen. Das Gesetzgebungsvorhaben sei schlicht der 
falsche Weg, um in einer Krise mit den Problemen umzugehen. 

Es sei klar, dass ein großer Teil der Abiturientin und Abiturienten auf die Möglichkeit 
des Freischusses nicht zurückgegriffen hätte. Die Lage an den Schulen sei allerdings 
so unterschiedlich, dass es an der Zeit gewesen wäre, neu nachzudenken. Die 
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Stellungnahme eines Vertreters der Bezirksregierung, nach der der Vorschlag nicht 
umsetzbar sei, sei nicht besonders zielführend, wenn es darum gehe, eine Lösung 
herbeizuführen, die auch im Herbst hätte liegen können. Richtig wäre es gewesen, den 
Druck auf die Schülerinnen und Schüler abzumildern. 

Inakzeptabel sei es, dass es sich einzelne Ordnungsämter nicht hätten nehmen las-
sen, Abiturientinnen und Abiturienten, die am letzten Schultag im Freien zusammen-
gestanden hätten, Bußgelder aufzuerlegen, während zugleich Großdemonstrationen 
in anderen Städten stattgefunden hätten. Angesichts der besonderen Situation hätte 
man den Abiturientinnen und Abiturienten mit Nachsicht begegnen müssen. 

Jochen Ott (SPD) führt weiter aus, er habe in den letzten Wochen verschiedentlich 
Schülergipfel besucht und viele Gespräche geführt. Er sei erstaunt gewesen, in welch 
unterschiedlichem Umfang in den Oberstufen Distanzunterricht stattgefunden habe 
und in welchen Fächern und in welchen Kombinationen Präsenzunterricht erteilt wor-
den sei. Insoweit von einer Vergleichbarkeit zu sprechen sei sehr gewagt. Seines Er-
achtens sei eine Vergleichbarkeit nicht gegeben. Deshalb seien die Abiturprüfungen 
eine besondere Art von Experiment, das im Land durchgeführt werde.  

Dennoch müsse man mit allem Nachdruck sagen, dass die Schülerinnen und Schüler, 
die in diesem Jahr das Abitur bestehen würden, eine besondere Leistung erbracht ha-
ben würden. Sie würden über sich hinausgewachsen sein und würden im positiven 
Sinne ein besonderes Abitur gemacht haben. Jeder Arbeitgeber und jede Arbeitgebe-
rin sollte sich vergegenwärtigen, dass es sich um Absolventen handele, die die Prü-
fungen in der schwierigsten Situation, die man sich vorstellen könne, abgelegt hätten. 
Die Abiturientinnen und Abiturienten erbrächten eine besondere Leistung, die gewür-
digt werden müsse. 

Was die ZP 10 angehe, hätten alle Experten und selbst die Vertreter der Direktoren 
der Gymnasien deutlich gemacht, dass sie eine Änderung der Bedingungen für sinn-
voll hielten. Angesichts der Inzidenzentwicklung und der Situation an den Schulen sei 
nicht nachvollziehbar, dass man nicht zu dem Verfahren zurückkehren wolle, das in 
Nordrhein-Westfalen über Jahrzehnte möglich gewesen sei, nämlich die Prüfungen in 
die Hände der Lehrkräfte vor Ort zu legen; dies wäre der richtige Weg gewesen. Tau-
sende von Postkarten und Briefen aus dem ganzen Land hätten die Koalitionsfraktio-
nen nicht dazu bewegen können, ihre Position zu ändern. Dies sei bedauerlich. 

Der Abgeordnete fährt fort, die Durchführung aller Klassenarbeiten in diesem Schuljahr 
und den Verzicht auf besondere Regelungen in diesem Bereich halte er für falsch. Die 
Schülerinnen und Schüler würden in den letzten acht Wochen des Schuljahres quasi 
nur noch in die Schule kommen, um Klassenarbeiten zu schreiben. Da man nicht 
wisse, wie viel Unterricht bei einem verbindlichen Inzidenzwert von 165 noch stattfin-
den werde, auf der anderen Seite aber durch die Durchführung der Abiturprüfungen 
und der ZP 10 zwangsläufig Unterrichtsausfall entstehen werde, weil die Schulen sonst 
nicht in der Lage sein würden, die Prüfungen unter den Pandemiebedingungen abzu-
nehmen, sei es nicht vertretbar, sämtliche Klassenarbeiten auf die letzten Wochen des 
Schuljahres zu konzentrieren. Das Schulministerium sollte den Druck reduzieren und 
den Lehrerinnen und Lehrern die Möglichkeit eröffnen, andere Formen der Leistungs-
überprüfung zu wählen. 
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Der Abgeordnete erklärt, er halte die Vorstellung für abenteuerlich, dass man Schüle-
rinnen und Schüler am Ende dieses Schuljahres rechtssicher die Versetzung versagen 
könne. Solche Entscheidungen würden einer rechtlichen Überprüfung nicht standhal-
ten. Die in der Anhörung geäußerte Auffassung, dass es ein Mittel der individuellen 
Förderung sei, Schülerinnen und Schüler sitzen bleiben zu lassen, schlage angesichts 
der besonderen Situation in diesem Schuljahr dem Fass den Boden aus und werde 
bei der Mehrheit der Eltern keine Akzeptanz finden. 

Wenn nur 10 % der Eltern das Angebot wahrnehmen und ihr Kind die Klasse freiwillig 
wiederholen lassen würden, würden in vielen Kommunen die Schulen zusammenbre-
chen, weil die dafür erforderlichen Unterrichtsräume nicht vorhanden seien. Schon ein 
Anteil von 5 % der Schülerinnen und Schüler, die das Schuljahr wiederholten, würde 
an den Schulen zu einem großen Problem werden.  

Deshalb liege die einzige Chance darin, in den verbleibenden Wochen des Schuljahres 
in den Jahrgängen, die nicht vor dem Schulabschluss stünden, nicht auf Klassenar-
beiten und Prüfungen zu setzen, sondern individuelle Förderpläne zu entwickeln. Be-
nötigt werde eine Strategie, wie die Schülerinnen und Schüler das, was sie im laufen-
den Jahr nicht hätten erlernen können, im nächsten Schuljahr aufholen könnten. Hier-
bei benötigten die Schulen Unterstützung. Notwendig sei ein Blick nach vorn und nicht 
das Festhalten an Regelungen, wie sie die Landesregierung vorlege.  

Der Abgeordnete erklärt zusammenfassend, das letzte Jahr habe gezeigt, dass das 
Fahren auf Sicht eine vernünftige Strategie und einen vernünftigen Umgang mit der 
Pandemiesituation verhindert habe und dass das Hin und Her dazu geführt habe, dass 
an der Basis niemand mehr das ernst nehme, was aus Düsseldorf komme. Es sei an 
der Zeit, für die letzten Wochen des Schuljahres Planungssicherheit für die Lehrkräfte, 
die Schülerinnen und Schüler und für die Eltern zu schaffen.  

Das Land müsse sich klar dazu bekennen, dass das laufende Schuljahr kein normales 
Schuljahr gewesen sei, dass die Situation in den Schulen des Landes sehr unter-
schiedlich gewesen sei, dass viele Defizite aufgelaufen seien und dass diesen durch 
eine individuelle Förderung begegnet werden müsse. Die Schulen müssten in den 
Stand gesetzt werden, im nächsten und in den darauf folgenden Schuljahren die sozi-
alen und die kognitiven Defizite, die entstanden seien, aufzuholen. Zugleich müsse 
garantiert werden, dass all jene, die die Schule in diesem Jahr verließen, einen guten 
Abschluss erwürben. Dabei sei es wichtig, die besonderen Leistungen anzuerkennen, 
die die Schülerinnen und Schüler der Abschlussklassen in diesem Schuljahr erbräch-
ten.  

Helmut Seifen (AfD) legt dar, die Verwerfungen, zu denen es im Schulwesen gekom-
men sei, seien nicht darauf zurückzuführen, dass das Schulministerium auf Sicht ge-
fahren sei. Die Ursache sei vielmehr die chaotische Politik, die hauptsächlich von der 
Bundesregierung, aber auch von der Landesregierung verantwortet werde. Mit dem 
Zweiten Bildungssicherungsgesetz solle nun in einer rechtlich völlig unklaren und un-
sicheren Situation Rechtssicherheit geschaffen werden.  
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Der Unmut, der bei der Anhörung in der Sitzung am 14. April 2021 zum Ausdruck 
gekommen sei, mache deutlich, dass das Schulministerium die Quadratur des Kreises 
leisten solle. Auf der einen Seite sei gefordert worden, dass der Schulbetrieb sicher 
sein solle, dass so weit wie möglich Präsenzunterricht erteilt werden solle, dass För-
derunterricht stattfinden solle. Auf der anderen Seite habe man sich nicht getraut, ge-
gen das Narrativ der Pandemie anzugehen und zu sagen, dass dies unter den Bedin-
gungen, die in dieser Hinsicht vorgeben würden und für die die Regierungen verant-
wortlich seien, gar nicht möglich sei. 

Wenn die Vertreter vor allem des gymnasialen Bereichs, die regierungsnah seien, von 
Normalität sprächen, handele es sich um eine Normalität, die im Rahmen der beste-
henden schwerwiegenden Einschränkungen zu bewerten sei. Jemand, dem man den 
Tennispartner wegnehme, gewöhne sich möglicherweise schnell daran, den Ball ge-
gen die Wand zu schlagen, was einen gewissen Trainingseffekt haben könne; aber 
dies sei nicht im eigentlichen Sinne ein Tennisspiel. Der Unterricht per Videokonferenz 
sei für die Schüler mittlerweile normal. Aber hinsichtlich dessen, was dabei gelernt 
werde, bestehe ein erheblicher Unterschied zu dem, was im Präsenzunterricht geleis-
tet werde. Zudem seien die Bedingungen an den Schulen so unterschiedlich, wie man 
es sich gar nicht vorstellen könne. Darüber hinaus sei auch die individuelle Situation 
der Schülerinnen und Schüler sehr unterschiedlich.  

Der Abgeordnete betont, er könne sich vorstellen, dass es Lehrerinnen und Lehrer 
gebe, die ihr Handeln in diesen schwierigen Zeiten für richtig befänden und insgesamt 
damit zufrieden seien. Aus Rückmeldungen auch aus dem persönlichen Umfeld wisse 
er aber auch, dass in vielen Fällen der Distanzunterricht nicht funktioniere, Schülerin-
nen und Schüler nur Arbeitsblätter und keine Rückmeldung durch die Lehrkräfte bekä-
men und es auf das Engagement der Eltern ankomme.  

Vor diesem Hintergrund sei auszuschließen, dass das Zweite Bildungssicherungsge-
setz seinen Zweck erfüllen könne. Dies sei der Regierung nicht einmal vorzuwerfen; 
vielmehr sei es aufgrund der gegebenen Bedingungen unmöglich, weil auch eine 
Quadratur des Kreises nicht möglich sei. 

Der Abgeordnete fährt fort, auf seine Frage nach den Qualitätsmerkmalen für die No-
tengebung habe er in der Anhörung keine befriedigende Antwort erhalten. Bei einer im 
Wesentlichen reproduktiven Leistung könne die Note Vier angemessen sein, für die 
Noten Eins oder Zwei müssten aber ganz andere Leistungen erbracht werden. Dass 
dies in einer Videokonferenz immer möglich sei, sei stark zu bezweifeln. 

Was die Klassenarbeiten angehe, so könnten diese nicht wie üblich geschrieben wer-
den, weil die Vorbereitung nicht möglich gewesen sei. Die im Distanzunterricht er-
brachten mündlichen Leistungen könnten nicht so bewertet werden, wie es bei einem 
Unterrichtsgespräch im Präsenzunterricht der Fall wäre. Angesichts dessen sei es ihm, 
Helmut Seifen, unverständlich, wie eine solche Situation rechtlich abgesichert und se-
riös die Versetzung oder Nichtversetzung ausgesprochen werden solle. 

Der Abgeordnete führt weiter aus, er halte es für falsch, dass nach dem Gesetzentwurf 
eine Entscheidung der Klassenkonferenz nach § 13 Abs. 3 am Ende der Erprobungs-
stufe im laufenden Schuljahr ausgeschlossen werden solle. Man könne sich darauf 
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verlassen, dass ein Beschluss über die Beendigung des Schulbesuchs an der gewähl-
ten Schulform nur dann getroffen werde, wenn es unabdingbar sei. Die meisten Eltern 
seien in einem solchen Fall sehr einsichtig. Es gebe aber auch Eltern, denen man 
deutlich machen müsse, dass das Wohl des Kindes einen Wechsel des Bildungsgan-
ges erforderlich mache.  

Zur ZP 10 merkt der Abgeordnete an, jeder, der sich mit geistigen Prozessen beschäf-
tige, wisse, dass Zentralität beim Abmessen geistiger Prozesse nicht objektiv sein 
müsse, sondern sehr ungerecht sein könne, weil geistige Prozesse von den Menschen 
abhingen, die an dem Prozess beteiligt seien. Es komme auf den Fachlehrer und auf 
die Lerngruppe an, wie dieser geistige Prozess durchgeführt werde. Die Lehrerin oder 
der Lehrer wisse genau, wie die Klausuraufgaben gestellt werden müssten. Daher sei 
es unverständlich, dass die Landesregierung an der Zentralität festhalten wolle. Dies 
beruhe auf dem Irrglauben, dass eine dezentrale Prüfung weniger effektiv sei. 

Wenn man die Pandemie-Erzählung noch zwei, drei oder fünf Jahre weiter betreiben 
wolle, werde man die Kollegen in der Oberstufe daran gewöhnen müssen, wieder de-
zentrale Abiturprüfungen zu üben. Denn es gebe nicht mehr so viele Kollegen in den 
Schulen, die dies könnten. Ein dezentrales Abitur könnte vor dem Hintergrund dessen, 
was man im Augenblick an den Schulen erlebe, rechtssicherer sein als die zentral 
gestellten Abituraufgaben, die zumindest von einer gleichen Menge des erteilten Un-
terrichts ausgingen, die nicht mehr gegeben sei. 

Der Abgeordnete erklärt, er halte diese Dinge für katastrophal. Er könne nicht verste-
hen, warum sich die Landesregierung von Berlin treiben lasse. Sie habe immer wieder 
Ansätze gemacht, den Präsenzunterricht aufrechtzuerhalten. Aber sie habe es nicht 
geschafft, die Covid-19-Erkrankung so einzuordnen, wie sie von Wissenschaftlern ein-
geordnet werde. Die Landesregierung halte sich weiter an den PCR-Test, der nicht 
eine Erkrankung indiziere, wie die Weltgesundheitsorganisation festgestellt habe, sie 
kümmere sich weiterhin nicht um den Ct-Wert, der in Deutschland bis ca. 43 geliefert 
werde, in Österreich nur bis 30, sie unterscheide nicht zwischen der Zahl der positiv 
Getesteten und der Zahl der wirklich Erkrankten, zwischen denen eine erhebliche Dis-
krepanz bestehe, sondern spreche immer nur von Infizierten. Dies führe zu einer völ-
ligen Verkennung der wirklichen Situation.  

Vorsitzende Kirstin Korte bittet den Abgeordneten, zur Tagesordnung zu sprechen. 

Helmut Seifen (AfD) macht geltend, das Problem liege darin, dass die Maßregeln des 
Zweiten Bildungssicherungsgesetzes von einer künstlichen Situation ausgingen, die 
durch die beschriebenen Fehleinschätzungen erst herbeigeführt werde. Solange man 
diese künstliche Situation aufrechterhalte, werde man kein Gesetz erlassen können, 
das Gerechtigkeit und eine sichere Rechtsgrundlage schaffe. Daher müsse man die 
Landesregierung auffordern, auf den Weg der Vernunft zurückzukehren und den Un-
sinn bleiben zu lassen, der über die Schulen ausgegossen werde. 
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Claudia Schlottmann (CDU) legt dar, sie sei davon überzeugt, dass die Pandemie 
existiere und dass auf diese adäquat reagiert werden müsse. Es helfe nicht, die Pan-
demie zu negieren, da dies in eine ausweglose Situation führen würde.  

Die Abgeordnete fährt fort, niemand bezweifle, dass das laufende Schuljahr ein be-
sonders herausforderndes Schuljahr sei. Dies gelte in besonderem Maße für die Ab-
schlussklassen und die Abiturientinnen und Abiturienten. Darin seien sich sicherlich 
alle Anwesenden einig. Die Koalitionsfraktionen seien darüber hinaus der Auffassung, 
dass man den Lehrerinnen und Lehrern vertrauen müsse, die hochsensibel mit den 
unterschiedlichen Situationen ihrer Schülerinnen und Schüler umgingen, die genau 
wüssten, was die Schülerinnen und Schüler geleistet hätten und was diesen abver-
langt werden könne, und die dementsprechend die Schülerinnen und Schüler auf die 
Prüfungen vorbereiteten.  

In der Anhörung hätten die Sachverständigen überwiegend die Meinung vertreten, 
dass das Zweite Bildungssicherungsgesetz der wesentlichen Anforderung gerecht 
werde, einen Nachteilsausgleich zu schaffen. Den Vorschlag der SPD-Fraktion im Hin-
blick auf einen Freischuss habe der Vorsitzende der Westfälischen-Lippischen Direk-
torenvereinigung Käuser begrüßt, der Vorsitzende der Rheinischen Direktorenkonfe-
renz Sina habe diesen hingegen hochkritisch gesehen. Diese Stellungnahmen hätten 
deutlich gemacht, dass es bei diesen Themen ganz unterschiedliche Wahrnehmungen 
gebe.  

Vor diesem Hintergrund seien die Koalitionsfraktionen ausgesprochen froh, dass das 
Zweite Bildungssicherungsgesetz für die Schulen einen Rahmen schaffe, innerhalb 
dessen sie sich bewegen könnten. Sie seien voll des Zutrauens zu den Lehrern, dass 
diese wüssten, wie sie sich innerhalb dieses Rahmens bewegen könnten und bewe-
gen müssten. Wer mit Herzblut Lehrer oder Lehrerin sei, spreche von den Schülerin-
nen und Schülern als seinen Kindern und habe ein hohes Interesse daran, diese zu 
einem möglichst guten Abschluss zu bringen. Hierfür schaffe das Zweite Bildungssi-
cherungsgesetz den Rahmen. 

Ministerin Yvonne Gebauer (MSB) merkt an, sie sei bei diesem Tagesordnungspunkt 
genauso erstaunt wie bei Tagesordnungspunkt 2. Natürlich gebe es über den Gegen-
stand, das Zweite Bildungssicherungsgesetz, hinaus weitere Fragen, auf die das Mi-
nisterium gern eingehe. Sie finde es aber nicht angemessen, dass ihr unterstellt werde, 
dass sie auf bestimmte Fragen nicht eingehen wolle, weil ihr diese unangenehm seien. 
Sie sei darauf eingestellt, sich zu den Gegenständen zu äußern, die auf der Tagesord-
nung stünden. 

Die Ministerin fährt fort, von Sigrid Beer (GRÜNE) habe sie zu dem Zweiten Bildungs-
sicherungsgesetz keine Äußerung über die Bitte hinaus gehört, über die Aussetzung 
der ZP 10 nachzudenken. Vorschläge zur Änderung des Gesetzentwurfs habe die Ver-
treterin der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN nicht unterbreitet. 

Der Gesetzentwurf sehe vor, dass die zentrale schriftliche Leistungsüberprüfung am 
Ende der Einführungsphase der gymnasialen Oberstufe auch in diesem Schuljahr 
nicht stattfinde. Hierzu hätten sich die Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
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GRÜNEN nicht geäußert. Das Gleiche gelte für die Verschiebung der Sprachstands-
feststellung Delfin 4 auf das nächste Schuljahr und das Aussetzen der Benachrichti-
gungen wegen Minderleistungen im Verlauf des zweiten Schulhalbjahrs. 

Der Gesetzentwurf sehe ferner Änderungen im Lehrerausbildungsgesetz vor, nämlich 
Ausnahmen von notwendigen Auslandsaufenthalten beim Studium in den modernen 
Fremdsprachen.  

All dies seien Inhalte des Zweiten Bildungssicherungsgesetzes, die nach Auffassung 
der Landesregierung geeignet seien, Sicherheit und Klarheit im Schulwesen zu schaf-
fen. Die vorgeschlagenen Gesetzesänderungen seien ausführlich begründet worden.  

Die Landesregierung halte das Festhalten an den zentralen Prüfungen auch in diesem 
Schuljahr nach wie vor für richtig. Das Schulministerium sei sich sehr wohl bewusst, 
dass es sich nicht um ein normales Schuljahr handle. Gerade deshalb seien entspre-
chende Ausnahmeregelungen vorgesehen worden. Die Regelungen in Bezug auf die 
Verschiebung des Termins der Abschlussprüfungen und die Erweiterung des Aufga-
benpools sowie weitere beabsichtigte Maßnahmen – etwa die Konkretisierung der 
fachlichen Vorgaben und die Anpassung der Bewertungsraster – seien den Schulen 
frühzeitig mitgeteilt worden. Dies wäre nicht geschehen, wenn es sich um ein normales 
Schuljahr handelte.  

Hervorzuheben sei, dass bei der ZP 10 eine Entlastung der Prüflinge erreicht werde, 
ohne dabei die Kernlehrpläne und die bundesweiten Bildungsstandards für den Haupt-
schulabschluss und den mittleren Schulabschluss einzuschränken. Die Abschlüsse 
würden damit nicht infrage gestellt. Das Festhalten an der ZP 10 habe auch zur Folge, 
dass die Lehrkräfte und die Schulen nicht zusätzlich damit belastet würden, Prüfungs-
aufgaben zu erstellen. 

Die Ministerin unterstreicht, bei der vom Ausschuss durchgeführten Anhörung hätten 
die Sachverständigen unisono bestätigt, dass sie die vorgesehenen Maßnahmen zur 
Durchführung der Abiturprüfungen unter den gegebenen Bedingungen für gut und für 
richtig hielten. Die Einführung eines sogenannten Freischusses hätten die Sachver-
ständigen abgelehnt; sie hätten zu verstehen gegeben, dass ein solches Vorgehen 
nicht praktikabel sei und aus ihrer Sicht auch keinen Mehrwert mit sich brächte sowie 
zur Verunsicherung führte. 

Die Ministerin schließt, vor diesem Hintergrund bitte die Landesregierung um Zustimmung 
zu dem von ihr eingebrachten Entwurf eines Zweiten Bildungssicherungsgesetzes. 

StS Mathias Richter (MSB) führt aus, das Schulministerium sei sich darüber im Kla-
ren, dass die Klassenarbeiten unter den gegenwärtigen Bedingungen eine Belastung 
darstellten. Sie seien daher wiederholt Gegenstand der Gespräche mit den Schulen 
und den Verbänden gewesen. Es handele sich hierbei um einen Regelungsgegen-
stand der Verwaltungsvorschriften, in diesem Fall zu § 6 APO-S I. In dieser Beziehung 
könne das Ministerium schnell agieren. Es habe Vorbereitungen in der Hinsicht getrof-
fen, dass eine Entlastung herbeigeführt werden könne, indem begleitende Formen der 
Leistungsbewertung ermöglicht würden. 
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Auf eine Frage von Sigrid Beer (GRÜNE) antwortet Ministerin Yvonne Gebauer 
(MSB), die ZP 10 solle entsprechend den im Gesetzentwurf vorgesehenen Regelun-
gen durchgeführt werden. Zu dem Thema der Klassenarbeiten werde sich die Landes-
regierung zeitnah verhalten. 

Der Änderungsantrag in Drucksache 17/13188 wird gegen die 
Stimmen der Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN sowie mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, 
FDP und AfD abgelehnt. 

Der Gesetzentwurf in Drucksache 17/13092 wird gegen die 
Stimmen der Fraktionen von SPD, AfD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN sowie mit den Stimmen der Fraktionen der CDU 
und der FDP angenommen. 
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4 Entwurf einer Dritten Verordnung zur befristeten Änderung von Ausbil-

dungs- und Prüfungsordnungen gemäß § 52 des Schulgesetzes NRW 

Unterrichtung 
durch den Präsidenten des Landtags 
Drucksache 17/13332 
Vorlage 17/4993 

– Abstimmung gemäß Vereinbarung der Fraktionen 

(Der Verordnungsentwurf ist durch die Unterrichtung des Präsi-
denten in Drucksache 17/13332 zur Beratung an den Ausschuss 
für Schule und Bildung überwiesen worden. Zu dem Verord-
nungsentwurf ist die Zustimmung des Ausschusses erforderlich.) 

Sigrid Beer (GRÜNE) beantragt, zu diesem Verordnungsentwurf sowie zu dem Ent-
wurf einer Verordnung zur Änderung der Verordnung zur Ausführung des § 93 Abs. 2 
des Schulgesetzes für das Schuljahr 2021/2022 unter Tagesordnungspunkt 6 eine An-
hörung durchzuführen. Zur Begründung merkt sie an, ihre Fraktion sehe ergänzende 
Regelungsbedarfe, die in diesen Verordnungen untergebracht werden müssten. So 
sei in der Anhörung zum Zweiten Bildungssicherungsgesetz deutlich geworden, dass 
die Eingangsstufe in der Grundschule geregelt werden müsse. Hierzu und zu weiterem 
Regelungsbedarf fänden sich in den Verordnungen keine Ausführungen.  

Franziska Müller Rech (FDP) merkt an, sie sei schockiert und verwundert über diesen 
Antrag. Die Änderung der Ausbildungs- und Prüfungsordnungen sei eng verknüpft mit 
den Inhalten des Zweiten Bildungssicherungsgesetzes, die im Rahmen der Anhörung 
ausführlich erörtert worden seien. Der Wunsch nach einer Anhörung führe dazu, dass 
das Verfahren bis zum Erlass der Verordnung um Wochen verzögert werde. Hierdurch 
würden Unsicherheiten bei den Schülerinnen und Schülern, den Eltern und den Lehr-
kräften im Land provoziert. Daher bitte sie die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
dringend, zum Wohle der Schulen in Nordrhein-Westfalen auf eine Anhörung zu ver-
zichten. 

Helmut Seifen (AfD) schließt sich dem Appell der Vorrednerin an. Er bemerkt, auch 
er gehöre zu denjenigen, die Wert darauf legten, dass der Ausschuss vor der Entschei-
dung durch die Anhörung von Sachverständigen einen Erkenntnisgewinn erziele. Die 
im Zusammenhang mit den in Rede stehenden Verordnungen zu behandelnden The-
men seien jedoch wiederholt besprochen worden. Er stimme zwar der Vorlage nicht 
zu, meine aber, dass den Ausschussmitgliedern alle erforderlichen Erkenntnisse vor-
lägen. Es sei unverantwortlich, wenn aufgrund der Durchführung einer Anhörung, die 
keinen weiteren Erkenntnisgewinn erwarten lasse, die notwendige Entscheidung ver-
zögert werde. 
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Claudia Schlottmann (CDU) erklärt, sie habe Verständnis dafür, dass die Opposition 
versuche, aus allen Vorgängen politischen Gewinn zu ziehen. Sie habe aber Sigrid 
Beer (GRÜNE) als eine Abgeordnete kennengelernt, die zuvörderst an die Interessen 
der Schülerinnen und Schüler, der Lehrkräfte und der Schulen denke. Die Anhörung 
zum Zweiten Bildungssicherungsgesetz habe sich weit überwiegend auf die in der Ver-
ordnung zu regelnden Fragen bezogen. Wenn nun für die letzten möglicherweise ver-
bleibenden Fragen eine Anhörung angesetzt werde, werde das Verfahren um Wochen 
verlängert.  

Nachdem die Vertreter der Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die 
späte Einbringung des Zweiten Bildungssicherungsgesetzes beklagt und moniert hät-
ten, dass das Schulministerium mit allen Vorschlägen zu spät sei und den Schulen die 
Unsicherheit nicht nehme, sei dieses Vorgehen nicht glaubwürdig. Es sei unverant-
wortlich, den Schulen die benötigten Regelungen vorzuenthalten, weil die Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN meine, dass einige wenige Punkte möglicherweise er-
gänzt werden müssten.  

Die Abgeordnete schließt, die Koalitionsfraktionen hätten keine Möglichkeit, eine An-
hörung zu verhindern; sie wollten dies auch nicht. Sie bäten jedoch darum, dass über 
diesen Antrag noch einmal nachgedacht werde. Die parlamentarische Zusammenar-
beit, die Jochen Ott (SPD) angemahnt habe, sei keine Einbahnstraße. 

Sigrid Beer (GRÜNE) unterstreicht, ihr sei daran gelegen, dass Rechtssicherheit ge-
schaffen werde. Sie halte es jedoch für erforderlich, dass alle Möglichkeiten bedacht 
würden, die für die Schülerinnen und Schüler und für die Schulen Erleichterungen mit 
sich bringen könnten. Dies sei nach ihrem Eindruck bei den vorliegenden Verord-
nungsentwürfen nicht der Fall. Um eine Beschleunigung zu erreichen, schlage sie vor, 
eine schriftliche Anhörung durchzuführen, deren Ergebnisse in der Sitzung am 12. Mai 
2021 ausgewertet werden könnten. 

Vorsitzende Kirstin Korte weist darauf hin, dass selbst bei einer so kurzfristigen 
schriftlichen Anhörung ein Zeitverzug von drei Wochen entstehe. 

Jochen Ott (SPD) wendet ein, eine schriftliche Anhörung würde den geringstmögli-
chen Zeitverzug mit sich bringen. 

Zu dem von Claudia Schlottmann (CDU) angesprochenen Aspekt der parlamentari-
schen Zusammenarbeit macht der Abgeordnete geltend, er habe bereits im November 
2020 darum gebeten, dass die Koalitionsfraktionen über entsprechende Überlegungen 
das Gespräch mit den Oppositionsfraktionen suchen möchten. Dass die Abiturprüfung, 
die ZP 10 und die Versetzung am Schuljahresende unter den gegebenen Bedingungen 
besondere Probleme aufwerfen würden, sei bereits damals absehbar gewesen. Daher 
habe er sich eine parlamentarische Zusammenarbeit gewünscht.  

Vonseiten der Koalitionsparteien oder des Ministeriums habe es aber seit September 
2020 nicht einen Funken der Bereitschaft gegeben, mit den Oppositionsfraktionen ins 
Gespräch zu kommen. Angesichts dessen sei es nicht in Ordnung, dass sich die 
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Koalitionsfraktionen darüber beklagten, dass die Oppositionsfraktionen von ihren par-
lamentarischen Mitwirkungsrechten Gebrauch machten. Es wäre angebracht gewe-
sen, wenn sich die Koalitionsfraktionen das Staatsverständnis, das sie nunmehr von 
den Oppositionsfraktionen erwarteten, selbst zu eigen gemacht und die Verständigung 
mit den Oppositionsfraktionen gesucht hätten. 

Jochen Ott (SPD) merkt schließlich an, wenn im Rahmen der Verordnungsentwürfe 
einige Punkte aufgegriffen würden, bei denen zusätzlicher Regelungsbedarf bestehe, 
würde dies im Ergebnis zu einer Beschleunigung des Verfahrens führen. 

Franziska Müller-Rech (FDP) ist der Auffassung, Sigrid Beer (GRÜNE) und Jochen 
Ott (SPD) hätten sich durch ihre Beiträge entlarvt; ihnen gehe es nur um die eigene 
Profilierung. Sie, Franziska Müller-Rech, sei jederzeit bereit, mit den Oppositionsfrak-
tionen in dem gewünschten Umfang zu diskutieren. Aber sie habe etwas dagegen, 
wenn die Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN einen politischen Klein-
krieg auf dem Rücken der Schülerinnen und Schüler, der Lehrkräfte und der Eltern im 
Land führten. 

Der Ausschuss kommt überein, eine schriftliche Anhörung zu 
den Verordnungsentwürfen in den Vorlagen 17/4993 und 17/4916 
(Tagesordnungspunkte 4 und 6) durchzuführen. Die Modalitä-
ten sollen in der Obleute-Runde festgelegt werden. 

Auf Antrag von Claudia Schlottmann (CDU) wird die Sitzung von 11:55 bis 12:05 Uhr 
unterbrochen. 

Vorsitzende Kirstin Korte stellt unwidersprochen fest, es bestehe Einvernehmen dar-
über, dass der Ausschuss am 30. April 2021 zu einer Sondersitzung zusammentreten 
werde, um über die Gegenstände der Tagesordnungspunkte 4 und 6 auf der Basis der 
bis dahin vorliegenden schriftlichen Stellungnahmen abschließend zu beraten. 
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5 Verwaltungsvereinbarung über die Zusammenarbeit hinsichtlich der Durch-

führung von Prüfungen zum Deutschen Sprachdiplom der KMK für Schüle-
rinnen und Schüler in den Internationalen Förderklassen (IFK) 

Unterrichtung 
durch den Präsidenten des Landtags 
Drucksache 17/13365 
Vorlage 17/4998 

(Die Vorlage ist durch die Unterrichtung des Präsidenten in 
Drucksache 17/13365 zur federführenden Beratung an den Aus-
schuss für Schule und Bildung sowie zur Mitberatung an den 
Ausschuss für Europa und Internationales und an den Integrati-
onsausschuss überwiesen worden. Die Verwaltungsvereinba-
rung ist durch den federführenden Ausschuss lediglich zur 
Kenntnis zu nehmen.)  

Der Ausschuss nimmt die Verwaltungsvereinbarung ohne Aus-
sprache zur Kenntnis. 
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6 Entwurf einer Verordnung zur Änderung der Verordnung zur Ausführung 

des § 93 Abs. 2 Schulgesetz (VO zu § 93 Abs. 2 SchulG) für das Schuljahr 
2021/2022 

Unterrichtung  
durch den Präsidenten des Landtags 
Drucksache 17/13206 
Vorlage 17/4916 

– Abstimmung gemäß Vereinbarung der Fraktionen 

(Der Verordnungsentwurf ist durch den Präsidenten mit der Un-
terrichtung in Drucksache 17/13206 zur federführenden Bera-
tung an den Ausschuss für Schule und Bildung sowie zur Mitbe-
ratung an den Haushalts- und Finanzausschuss überwiesen wor-
den.)  

Über das weitere Beratungsverfahren zu dem Verordnungs-
entwurf in Vorlage 17/4916 hat sich der Ausschuss unter Ta-
gesordnungspunkt 4 verständigt. 
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7 Zusatz zur Verwaltungsvereinbarung DigitalPakt Schule 2019 bis 2024 

„Leihgeräte für Lehrkräfte“ 

Unterrichtung 
durch den Präsidenten des Landtags 
Drucksache 17/12491 
Vorlage 17/4593 

(Die Landesregierung hat dem Zusatz zu der Verwaltungsverein-
barung bereits zugestimmt. Die Vorlage wurde dem Wunsch der 
Landesregierung entsprechend durch den Präsidenten des 
Landtags durch die Unterrichtung in Drucksache 17/12491 zur 
federführenden Beratung an den Ausschuss für Schule und Bil-
dung und zur Mitberatung an den Ausschuss für Heimat, Bauen, 
Kommunales und Wohnen überwiesen. Der mitberatende Aus-
schuss hat den Zusatz zu der Verwaltungsvereinbarung zur 
Kenntnis genommen.)  

Der Ausschuss nimmt den Zusatz zu der Verwaltungsverein-
barung ohne Aussprache zur Kenntnis. 
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8 Schülerinnen und Schüler sowie ihren Eltern eine Perspektive geben – 

mehr pädagogische Entscheidungen den Schulen übertragen und aus der 
Pandemie gut durchstarten 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/12594 

Ausschussprotokoll 17/1330 

Stellungnahmen 
17/3690, 17/3696, 17/3704, 
17/3705, 17/3724 

– Abstimmung gemäß Vereinbarung der Fraktionen 

in Verbindung mit: 

 Endlich ein wirksames und nachhaltiges Unterstützungsprogramm für 
mehr Bildungsgerechtigkeit in NRW! 

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/12601 

Ausschussprotokoll 17/1330 

Stellungnahme 17/3690 
Stellungnahme 17/3696 
Stellungnahme 17/3724 

– Abstimmung gemäß Vereinbarung der Fraktionen 

(Der Landtag hat die Anträge nach der ersten Beratung in der 
Plenarsitzung am 11. Februar 2021 an den Ausschuss für 
Schule und Bildung überwiesen. Die abschließende Beratung 
soll nach Vorlage der Beschlussempfehlung des Ausschusses 
im Plenum erfolgen. Der Ausschuss hat in der Sitzung am 10. 
März 2021 ein Fachgespräch zu den Anträgen durchgeführt. Die-
ses ist im Ausschussprotokoll 17/1330 dokumentiert worden.) 

Jochen Ott (SPD) ruft in Erinnerung, bei der Einbringung des Antrags habe die SPD-
Fraktion deutlich gemacht, dass man nach vorn schauen und Sicherheit im Hinblick 
auf das geben müsse, was im laufenden Schuljahr geschehen werde, und dass man 
für die Zeit nach der Pandemie Perspektiven eröffnen müsse. Es wäre wünschenswert 
gewesen, wenn die die Vorschläge frühzeitig angenommen und weiterentwickelt wor-
den wären. Dies sei leider nicht geschehen.  
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Die Gegenstände des Antrags hätten auch bei den heute zu behandelnden Beratungs-
gegenständen eine Rolle gespielt. Dies betreffe etwa die Erprobungsstufe, die Hilfen 
für die Klasse 10 oder den Übergang der Klasse 4 in die weiterführenden Schulen. 
Nachdem über das Thema Study Halls wochenlang gestritten worden sei und das 
Schulministerium aufgrund der Gespräche mit den Verbänden kurz vor der Plenarde-
batte Study Halls eingerichtet habe, sei es der Höhepunkt der Debatte gewesen, dass 
der Ministerpräsident erklärt habe, er habe in Aachen etwas ganz Tolles gefunden, 
nämlich die Study Halls. Durch diesen Vorgang sei die Orientierungslosigkeit der Lan-
desregierung dokumentiert worden. 

Der Antrag der SPD-Fraktion und der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
versuchten Wege aufzuzeigen, wie man mit der Pandemie umgehen könne. Es wäre 
wünschenswert gewesen, wenn diese Ideen früher aufgegriffen worden wären. Die 
SPD-Fraktion werde daher beiden Anträgen zustimmen. 

Hinsichtlich des angekündigten Abstimmungsverhaltens schließt sich Sigrid Beer 
(GRÜNE) namens der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN den Ausführungen des 
Vorredners an.  

Sie betont, der Antrag ihrer Fraktion habe sich durch das zwischenzeitlich vorgelegte 
Programm „Extra-Zeit zum Lernen“ leider nicht erledigt. Die Umsetzung des Pro-
gramms sei ausgesprochen bürokratisch. Die Hochschulen, die bereit seien, an dem 
Programm mitzuwirken, müssten einen großen Organisationsaufwand betreiben, um 
Studierende mit den Schulen zu matchen. Eine Bezirksregierung habe untersagt, hier-
für Personal aus dem Bereich der Hochschulen einzusetzen. Eine andere Bezirksre-
gierung habe einen Antrag abgelehnt, in dem es darum gegangen sei, Nachmittags-
zeiten für das Programm „Extra-Zeit zum Lernen“ in Anspruch zu nehmen. Dies zeige 
sehr deutlich, dass es noch bürokratische Hürden gebe, die beseitigt werden müssten. 
Der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gehe im Übrigen über dieses Pro-
gramm hinaus. Sie werbe daher um Zustimmung zu dem Antrag, schließt die Abge-
ordnete. 

Helmut Seifen (AfD) erklärt, er empfinde die Haltung der Antragsteller als wider-
sprüchlich, wenn er sich die Debattenbeiträge der Vertreter der Fraktionen von SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN aus dem letzten Jahr vergegenwärtige. Diese hätten 
zwar nicht Schulschließungen gefordert, betonten jedoch stets die Aspekte, die der 
Durchführung von Präsenzunterricht entgegenstünden.  

Auf der einen Seite sei angezweifelt worden, dass der Präsenzunterricht vor dem Hin-
tergrund der Pandemie, so wie sie die Vertreter der Fraktionen von SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN verstünden, überhaupt durchgeführt werden könne. Auf der an-
deren Seite würden in den Anträgen nunmehr Vorschläge unterbreitet, bei deren Um-
setzung sich nach diesen Pandemievorstellungen Schülerinnen und Schüler in Gefahr 
begeben würden, weil sie an Veranstaltungen teilnehmen würden, bei denen sie sich 
infizieren könnten. 

Diese Haltung der Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sei wider-
sprüchlich. Man befinde sich insoweit in Übereinstimmung mit dem Kölner SPD-Bun-
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destagsabgeordneten Karl Lauterbach, der ständig vor den Gefahren durch die Pan-
demie warne.  

Die in den Anträgen erhobenen Forderungen seien unüberlegt, zeugten von Aktivis-
mus und seien in dieser Form nicht durchführbar. Sie zeigten, dass die antragstellen-
den Fraktionen ihr Wissen, das sie über den Schulbetrieb hätten, unberücksichtigt lie-
ßen. Die Maßnahmen könnte man sich sparen, wenn man zu einem ordnungsgemä-
ßen Schulbetrieb zurückkehren würde.  

Auch die Vorstellung, dass man Leute von der Universität kurzfristig an die Schulen 
bringen und dort unterrichten lassen könnte, sei unrealistisch. Aus seiner Tätigkeit als 
Schulleiter wisse er, Helmut Seifen, dass Unterrichten nicht so einfach sei und dass 
man nicht ohne weiteres jemanden aus der Universität holen und vor eine Klasse stel-
len könne. Das Unterrichten sei eine sehr schwierige Aufgabe, die man erlernen 
müsse und bei deren Erledigung man sehr viele Fehler machen könne. Auch wenn 
man viel wisse, könne man noch längst nicht unterrichten. Das Wissen sei eine not-
wendige, aber noch keine hinreichende Voraussetzung für eine Lehrtätigkeit. 

Mit solchen Vorschlägen könne man möglicherweise Menschen begeistern, die von 
den Schwierigkeiten der Durchführung des Unterrichts nicht viel verstünden. Einem 
Schulpraktiker hingegen bleibe nicht verborgen, dass es sich um halbseidene Lösun-
gen handele, die eigentlich nicht tauglich seien. Er sei erstaunt darüber, dass die Frak-
tionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN immer wieder den Mut aufbrächten, 
solche Anträge einzubringen, schließt der Abgeordnete. 

Claudia Schlottmann (CDU) führt aus, auch über diese beiden Anträge sei bereits 
ausführlich mit Sachverständigen diskutiert worden. Diese hätten festgestellt, dass ein 
Großteil der Forderungen, die Gegenstand der Anträge seien, durch die Landesregie-
rung bereits umgesetzt worden sei. Die Sachverständigen seien sich auch darin einig 
gewesen, dass es notwendig sei, eine Teststrategie in den Schulen umzusetzen.  

Die Fraktionen stimmten sicherlich darin überein, dass Lerndefizite, die während der 
Pandemiezeit entstanden seien, aufgearbeitet werden müssten. Das Programm 
„Extra-Zeit zum Lernen“ sei von den Sachverständigen in diesem Zusammenhang po-
sitiv eingeschätzt worden. Vor diesem Hintergrund würden die Koalitionsfraktionen die 
beiden Anträge ablehnen. 

Der Antrag der Fraktion der SPD in Drucksache 17/12594 wird 
mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, FDP und AfD so-
wie gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in Druck-
sache 17/12601 wird mit den Stimmen der Fraktionen von 
CDU, FDP und AfD sowie gegen die Stimmen der Fraktionen 
von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 
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9 Einschulungsstichtag kindgerechter, elternfreundlicher und unbürokrati-

scher regeln 

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/10629 

Ausschussprotokoll 17/1227 

Stellungnahmen 
17/3287, 17/3288, 17/3298, 
17/3304, 17/3308 

– Abstimmung gemäß Vereinbarung der Fraktionen 

(Der Ausschuss hat in der Sitzung am 24 November 2020 eine 
Anhörung von Sachverständigen zu dem Antrag durchgeführt. 
Diese ist im Ausschussprotokoll 17/1227 dokumentiert worden.) 

Sigrid Beer (GRÜNE) führt aus, das Thema des Antrags habe sich keinesfalls erledigt; 
durch die Pandemiesituation habe es vielmehr an Gewicht gewonnen. Neben der Re-
gelung des Einschulungsstichtags sei die Ausgestaltung der Eingangsphase an den 
Grundschulen dringend in den Blick zu nehmen. Es wäre wichtig, diesbezüglich zu-
mindest in der Pandemiesituation eine Flexibilisierung zuzulassen, weil die gegenwär-
tige Erlasslage leider nicht landesweit durchschlage. Ferner sei es wichtig, den Eltern 
im Rahmen des Einschulungskorridors einen größeren Entscheidungsspielraum zu 
geben. Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bitte um Zustimmung zu ihrem An-
trag.  

Jochen Ott (SPD) erklärt, seine Fraktion unterstütze den Antrag, weil auch sie die 
Notwendigkeit sehe, im laufenden Jahr eine flexible Regelung zur Einschulung zu tref-
fen. Die Rückmeldungen aus den Kommunen ließen erkennen, dass bei den Eltern 
eine große Verunsicherung in Bezug auf die Einschulung bestehe. Insbesondere bei 
den Grundschulen, deren Kapazität ohnehin ausgeschöpft sei, sei unklar, wie die Auf-
nahme des neuen Schuljahrgangs bewältigt werden solle. Die SPD-Fraktion sei dies-
bezüglich sehr besorgt.  

Die Bildungswissenschaftler stimmten darin überein, dass die Umsetzung von Dis- 
tanzunterricht im ersten Schuljahrgang besonders schwierig sei. Vielfach werde daher 
dazu geraten, das Schuljahr zu wiederholen. Dies werde in den Grundschulen voraus-
sichtlich zu großen Schwierigkeiten führen. 

Daneben sei das grundsätzliche Thema des Einschulungsstichtags in den Blick zu 
nehmen. Die Anhörung habe ihn, Jochen Ott, erschüttert, weil seinem Eindruck nach 
nicht die Belange der Kinder, sondern die Auseinandersetzung zwischen den Syste-
men im Mittelpunkt gestanden habe. Das Kita-System und das Schulsystem versuch-
ten sich wechselseitig zu erklären, warum eine Flexibilisierung nicht möglich sei. Auf 
die Belange des einzelnen Kindes werde zu wenig geachtet, und es werde die Frage 
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in den Mittelpunkt gestellt, welche Probleme die Flexibilisierung des Schuleingangs in 
den jeweiligen Systemen verursache. Dies sei für eine moderne Gesellschaft inakzep-
tabel.  

Da es sich hierbei nicht um eine parteipolitische, sondern um eine kinderpolitische 
Frage handele, sollte versucht werden, zusammen mit dem Ausschuss für Familie, 
Kinder und Jugend unabhängig von der Pandemiesituation, die die Grundschulen vor 
besondere Herausforderungen stelle, eine für die Zukunft tragfähige Lösung zu erar-
beiten. Mit der Beschlussfassung über den vorliegenden Antrag werde diese Debatte 
nicht abgeschlossen; sie beginne vielmehr erst, schließt der Abgeordnete. 

Franziska Müller-Rech (FDP) legt dar, es sei verständlich, dass sich die Eltern dafür 
einsetzten, dass das Rückstellungsverfahren vereinfacht und treffsicherer gestaltet 
werde. Der Regelungsbedarf sei bereits zu Beginn der Legislaturperiode erkannt wor-
den. Diesem sei durch den geänderten Erlass des Schulministeriums Rechnung ge-
tragen worden, durch den es den Eltern erleichtert werde, eine Rückstellung zu bean-
tragen. Bei der Entscheidung könne nunmehr auch eine drohende physische oder psy-
chische Beeinträchtigung berücksichtigt werden. Die Eltern hätten die Möglichkeit, ein 
Attest beispielsweise des behandelnden Kinderarztes oder eines anderen von ihnen 
beauftragten Arztes beizubringen. Die Erfahrungen hätten gezeigt, dass hiermit eine 
erhebliche Erleichterung für die Eltern geschaffen worden sei. 

Die Abgeordnete fährt fort, sie sei erschreckt darüber, dass die angehörten Sachver-
ständigen nunmehr durch Jochen Ott (SPD) gewissermaßen unter einen Generalver-
dacht gestellt würden. Sie warne hiervor. Die Sachverständigenanhörungen seien ein 
wichtiges Instrument der parlamentarischen Arbeit. Allerdings hätten die Sachverstän-
digen auch die Anerkennung und den Respekt des Parlaments verdient. Sie versuch-
ten nach bestem Wissen und Gewissen zu den jeweils aufgeworfenen Fragen Stellung 
zu nehmen und zu sachlich begründeten Entscheidungen des Parlaments beizutragen.  

Anders als Jochen Ott (SPD) habe sie, Franziska Müller-Rech, aus fast allen Stellung-
nahmen das Bemühen herausgehört, der Situation des einzelnen Kindes gerecht zu 
werden. Die Vertreterin der komba gewerkschaft habe ausdrücklich darauf hingewie-
sen, dass die individuelle Betrachtung des Kindes wichtiger sei als die Stichtagsbe-
trachtung. Sie habe geltend gemacht, dass eine generelle Verschiebung des Stichtags 
den betroffenen Kindern keinen Nutzen bringen würde; in dieser Hinsicht sei es un-
wichtig, ob der Stichtag auf Ende Juni oder Ende September festgesetzt werde. 

Diese Sichtweise sei von Albert Seemann aus dem Blickwinkel der Kita bestätigt wor-
den. Er habe die Auffassung vertreten, dass ein einfaches Verschieben des Stichtags 
nach vorn oder nach hinten im seltensten Fall dem Förderbedarf des Kindes gerecht 
werde.  

Die Abgeordnete erklärt, sie empfinde es als eine Zumutung gegenüber den Expertin-
nen und Experten, wenn aus solchen Aussagen hergeleitet werde, es handele sich um 
ein reines Systemdenken und die Sachverständigen hätten nicht die Situation des Kin-
des im Blick. Die Sachverständigen hätten nicht verdient, dass so mit ihnen umgegan-
gen werde. 
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Franziska Müller-Rech (FDP) fährt fort, die Korridorlösung sei von den Sachverständi-
gen – hierbei sei es in der Tat um eine Systemfrage gegangen – aus Gründen der 
Planbarkeit für die Kitas und für die Schulträger kritisch gesehen worden. Schon die 
Überschrift des Antrags mache deutlich, dass es um eine unbürokratische Regelung 
gehen solle. Die Sachverständigen hätten sich dahin gehend geäußert, dass eine Kor-
ridorlösung eben nicht unbürokratisch umgesetzt werden könne.  

Die Umsetzungsprobleme müssten antizipiert werden, bevor ein solcher Antrag be-
schlossen werde, damit nicht bei den Trägern der Kita-Betreuung und bei den Schul-
trägern eine chaotische Situation herbeigeführt werde. Angesichts des Fachkräfte-
mangels, der nicht allein in den Grundschulen, sondern auch in den Kitas bestehe, 
dürfe nicht über die Köpfe der Träger hinweg entschieden werden.  

Durch die veränderte Erlasslage könne der individuellen Situation des jeweiligen Kin-
des Rechnung getragen werden. Angesichts zahlreicher ungeklärter Fragen wäre es 
falsch, ausgerechnet während der Pandemiesituation eine tiefgreifende Veränderung 
beim Übergang von der Kita in die Grundschule herbeizuführen. Vor diesem Hinter-
grund sei der vorliegende Antrag abzulehnen. 

Helmut Seifen (AfD) legt dar, für die Entwicklung des einzelnen Kindes könne es 
durchaus dramatisch sein, wenn sich – wie Frau Dr. Karin Michael ausgeführt habe – 
ein belastender Start in die Schule über die gesamte Schulzeit auswirke und Nachteile 
perpetuiert würden, die das Kind am Beginn des Schulbesuchs erlitten habe. Auf der 
anderen Seite müsse man den Hinweis ernst nehmen, dass man mit der Forderung 
nach einer Flexibilisierung bei den Kitas Probleme schaffe. Man dürfe den Sachver-
ständigen nicht unterstellen, dass sie einer herzlosen Administration das Wort redeten. 

Der Abgeordnete fährt fort, allerdings manövriere sich die Bildungspolitik in solche Di-
lemmata, weil sie Zwischenstufen nicht zulasse. Der von ihm, Helmut Seifen, gege-
bene Hinweis auf Vorschulklassen sei von den Sachverständigen zurückgewiesen 
worden. Der Leitende Regierungsschuldirektor Preuss habe erklärt, Vorschulklassen 
seien Schulen von gestern. – Auf die Überlegung, dass diese jahrzehntelang gute Ar-
beit geleistet hätten, komme offenbar niemand mehr. Daher müsse an dieser Stelle 
weitergedacht werden. Eine an die Schule angebundene Fördermöglichkeit wäre für 
viele Kinder sehr hilfreich.  

Helmut Seifen (AfD) erklärt schließlich, seine Fraktion lehne den Antrag in der vorlie-
genden Form ab, weil er mehr Probleme schaffe als löse. 

Eva-Maria Voigt-Küppers (SPD) betont, die Äußerung von Jochen Ott (SPD) sei kei-
nesfalls als eine Generalverdächtigung gegen die angehörten Sachverständigen zu 
verstehen. Der Vertreter der SPD-Fraktion habe im Gegenteil die Stellungnahmen 
hochgeschätzt und ernst genommen; er habe jedoch durch einen Wechsel der Blick-
richtung auf ein bestimmtes Problembewusstsein aufmerksam zu machen versucht. 
Denn jeder gedankliche Lösungsansatz sei von den Vertreterinnen und Vertretern des 
jeweils betroffenen Systems mit dem Argument zurückgewiesen worden, dies könne 
man nicht leisten. 
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Die Abgeordnete bemerkt, sie finde dies höchst bedauerlich und meine, dass alle Frak-
tionen diesen Umstand zur Kenntnis nehmen müssten. Wenn man das Wohl des ein-
zelnen Kindes als gedanklichen Ausgangspunkt wähle, komme man nicht umhin, über 
die Veränderung der Systeme nachzudenken. 

Die SPD-Fraktion sei sich bewusst, dass diese Aufgabe nicht kurzfristig gelöst werden 
könne. Sie meine aber, dass diese Aufgabe gemeinsam angegangen werden müsse 
und daher weiter auf der Tagesordnung bleibe.  

Der Ausschuss lehnt den Antrag gegen die Stimmen der Frak-
tionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie mit 
den Stimmen der Fraktionen von CDU, FDP und AfD ab. 
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10 Wir wollen mehr Demokratie wagen – Kinder und Eltern bestimmen mit an 

Kitas und Schulen 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/10526 

Ausschussprotokoll 17/1227 
Ausschussprotokoll 17/1249 

Stellungnahmen 
17/3287, 17/3288, 17/3298, 
17/3304, 17/3308 

– Abstimmung gemäß Vereinbarung der Fraktionen  

Im Hinblick auf die fortgeschrittene Zeit kommt der Ausschuss 
überein, die abschließende Beratung des Antrags auf die Sit-
zung am 12. Mai 2021 zu vertagen. 
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11 Lehrkräfteversorgung sicherstellen: Möglichkeiten der passgenauen Leh-

rerausbildung nutzen 

Antrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/10850 

Ausschussprotokoll 17/1240 

Stellungnahme 17/3345 
Stellungnahme 17/3353 
Stellungnahme 17/3363 
Stellungnahme 17/3364 

– Abstimmung gemäß Vereinbarung der Fraktionen 

(Der federführende Ausschuss für Schule und Bildung hat in der 
Sitzung am 9. Dezember 2020 eine Anhörung zu dem Antrag 
durchgeführt. Diese ist in dem Ausschussprotokoll 17/1240 do-
kumentiert worden. Der mitberatende Wissenschaftsausschuss 
hat in der Sitzung am 14. April 2021 mehrheitlich empfohlen, den 
Antrag anzunehmen.)  

Mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP, bei Gegen-
stimmen der Fraktionen von SPD und AfD sowie bei Stimm-
enthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN nimmt 
der Ausschuss den Antrag an. 
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12 Gesetz zur Weiterentwicklung des Weiterbildungsgesetzes (WbG-Weiter-

entwicklungsgesetz) 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der CDU, 
der Fraktion der SPD, 
der Fraktion der FDP und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/12755 

(Der Landtag hat den Gesetzentwurf nach der ersten Beratung 
in der Plenarsitzung am 3. März 2021 zur federführenden Bera-
tung an den Wissenschaftsausschuss und zur Mitberatung an 
den Ausschuss für Schule und Bildung überwiesen. Der Wissen-
schaftsausschuss hat beschlossen, in der Sitzung am 12. Mai 
2021 eine Anhörung zu dem Gesetzentwurf durchzuführen.)  

Der Ausschuss kommt überein, sich an der vom Wissen-
schaftsausschuss in Aussicht genommenen Anhörung nach-
richtlich zu beteiligen. 

 
  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 62 - APr 17/1382 

Ausschuss für Schule und Bildung 21.04.2021 
94. Sitzung (öffentlich)  
 
 
13 Das Jahr der Nichtschwimmer – Corona und die Folgen für die Schwimm-

fähigkeit 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/12767 

(Der Antrag ist nach der ersten Beratung in der Plenarsitzung am 
4. März 2021 zur federführenden Beratung an den Sportaus-
schuss und zur Mitberatung an den Ausschuss für Schule und 
Bildung überwiesen worden.)  

Für den Fall, dass der federführende Sportausschuss beschließt, 
zu dem Antrag ein Expertengespräch oder eine Anhörung 
durchzuführen, kommt der Ausschuss überein, sich hieran 
nachrichtlich zu beteiligen. 
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14 Respekt und Empowerment für Mädchen und junge Frauen im Netz stärken – 

Cyber-Sexismus ein Ende setzen! 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/13068 

(Der Antrag ist in der Plenarsitzung am 24. März 2021 zur feder-
führenden Beratung an den Ausschuss für Gleichstellung und 
Frauen und zur Mitberatung an den Ausschuss für Schule und 
Bildung überwiesen worden.)  

Für den Fall, dass der federführende Ausschuss für Gleich-
stellung und Frauen beschließt, zu dem Antrag eine Anhörung 
durchzuführen, kommt der Ausschuss überein, sich hieran 
nachrichtlich zu beteiligen. 
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15 Teilhabebericht NRW 

Vorlage 17/3538 
Ausschussprotokoll 17/1229  

Im Hinblick auf die fortgeschrittene Zeit kommt der Ausschuss 
überein, die abschließende Beratung auf die Sitzung am 12. 
Mai 2021 zu vertagen. 
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16 Schulbetrieb in Pandemiezeiten  

Im Hinblick auf die fortgeschrittene Zeit kommt der Ausschuss 
überein, die Entgegennahme des Berichts auf die Sitzung am 
12. Mai 2021 zu vertagen. 
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17 Integriertes Konzept „Essen und Trinken in der Schule“ 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/4360 
Vorlage 17/4361  

Im Hinblick auf die fortgeschrittene Zeit kommt der Ausschuss 
überein, die abschließende Beratung auf die Sitzung am 12. Mai 
2021 zu vertagen. 
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18 Einschlägige Praktika für die Zuerkennung der Fachhochschulreife (bean-

tragt von der Fraktion der SPD [s. Anlage 3]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/5031 

in Verbindung mit: 

 Umfang von Praktika (beantragt von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
[s. Anlage 4]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/5032  

Der Ausschuss nimmt die Berichte der Landesregierung ohne 
Aussprache zur Kenntnis. 
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19 Arbeitsschutz für Lehrkräfte (beantragt von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN [s. Anlage 5]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/5034  

Im Hinblick auf die fortgeschrittene Zeit kommt der Ausschuss 
überein, die abschließende Beratung auf die Sitzung am 12. Mai 
2021 zu vertagen. 
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20 Sachstand Sozialindex (beantragt von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

[s. Anlage 6]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/5040 

Im Hinblick auf die fortgeschrittene Zeit kommt der Ausschuss 
überein, die abschließende Beratung auf die Sitzung am 12. Mai 
2021 zu vertagen. 
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21 Fachbeirat Inklusion (beantragt von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

[s. Anlage 7]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/5033  

Der Ausschuss beschließt, zu dem Beratungsgegenstand am 
11. Mai 2021 eine Anhörung durchzuführen. Die Modalitäten 
sollen unter den Obleuten abgestimmt werden. 
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22 Mittelabfluss Förderung Luftfilteranlagen nach FRL-Luft (beantragt von der 

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 8]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/5039  

Der Ausschuss nimmt den Bericht der Landesregierung ohne 
Aussprache zur Kenntnis. 
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23 Aktuelle Situation der außerschulischen Lernorte (beantragt von der Fraktion 

der SPD [s. Anlage 9]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/5035  

Im Hinblick auf die fortgeschrittene Zeit kommt der Ausschuss 
überein, die abschließende Beratung auf die Sitzung am 12. 
Mai 2021 zu vertagen. 

gez. Kirstin Korte 
Vorsitzende 

9 Anlagen 
26.05.2021/07.06.2021 
10 



SPD-Fraktion im Landtag NRW, Platz des Landtags 1, 40221 Düsseldorf 

An die 

Vorsitzende des Ausschusses für Schule und 

Bildung 

Frau Kirstin Korte MdL 

-per E-Mail- 

19. April 2021 

Beantragung einer Aktuellen Viertelstunde zur Sitzung des Ausschusses Schule 

und Bildung am 21. April 2021 

Thema: Rechtliche Regelungen, die die Schulen jetzt dringend benötigen 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,  

für die Sitzung des Ausschusses Schule und Bildung am 21.04.2021 beantragen 

wir vor dem Hintergrund der uns am Freitag, den 15.04.2021, zugeleiteten Mail 

bezüglich der Lehramtsverordnungen für das Bündnis 90/ Die Grünen und die 

SPD-Fraktion eine Aktuelle Viertelstunde gemäß § 60 der Geschäftsordnung zu 

dem Thema „Handlungsbedarfe bei den Verordnungen der Lehrerausbildung (in 

Zeiten von Corona) und zu weiteren notwendigen Regelungen“. 

Vor dem Hintergrund des aktuellen Anlasses und dem bestehenden dringenden 

öffentlichem sowie parlamentarischem Interesse möchten wir daher diesen 

Tagesordnungspunkt zu den Verordnungen und weiteren notwendigen 

rechtlichen Reglungen beantragen, die angesichts der pandemischen Lage für 

den Schulbetrieb keinen Aufschub dulden.  

Gegenstand sollen folgende Texte sein: 

1) Vierte Verordnung zur Änderung der Ordnung des Vorbereitungsdienstes und 

der Staatsprüfung 

2) Verordnung zur Änderung der Ordnung zur berufsbegleitenden Ausbildung 

von Seiteneinsteigerinnen und Seiteneinsteigern und der Staatsprüfung 

JOCHEN OTT MdL

Schulpolitischer Sprecher 

T 0211 884 2323 

jochen.ott@landtag.nrw.de 

www.spd-fraktion-nrw.de 

SIGRID BEER MdL

Schulpolitische Sprecherin 

T 0211 884 2805 

sigrid.beer@landtag.nrw.de 

www.gruene-fraktion-nrw.de 

Landtag Nordrhein-Westfalen
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3) Zweite Verordnung zur Änderung der AnerkennungsVO Berufsqualifikation 

Lehramt 

4) Lehramtszugangsverordnung (LZVO) 

Mit freundlichen Grüßen 

Jochen Ott Sigrid Beer 

Schulpolitischer Sprecher   Schulpolitische Sprecherin 

Landtag Nordrhein-Westfalen
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SPD-Fraktion im Landtag NRW, Platz des Landtags 1, 40221 Düsseldorf 

An die 

Vorsitzende des Ausschusses für Schule und 

Bildung 

Frau Kirstin Korte MdL 

-per E-Mail- 

19. April 2021 

Beantragung eines Tagesordnungspunkts zur Sitzung des Ausschusses Schule 

und Bildung am 21. April 2021 

Thema: Rechtliche Regelungen, die die Schulen jetzt dringend benötigen 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,  

für die Sitzung des Ausschusses Schule und Bildung am 21.04.2021 beantragen 

wir vor dem Hintergrund der uns am Freitag, den 15.04.2021, zugeleiteten Mail 

bezüglich der Lehramtsverordnungen für das Bündnis 90/ Die Grünen und die 

SPD-Fraktion einen Tagesordnungspunkt zu dem Thema „Handlungsbedarfe bei 

den Verordnungen der Lehrerausbildung (in Zeiten von Corona) und zu weiteren 

notwendigen Regelungen“. 

Vor dem Hintergrund des aktuellen Anlasses und dem bestehenden dringenden 

öffentlichem sowie parlamentarischem Interesse möchten wir daher diesen 

Tagesordnungspunkt zu den Verordnungen und weiteren notwendigen 

rechtlichen Reglungen beantragen, die angesichts der pandemischen Lage für 

den Schulbetrieb keinen Aufschub dulden. 

Gegenstand sollen folgende Texte sein: 

1) Vierte Verordnung zur Änderung der Ordnung des Vorbereitungsdienstes und 

der Staatsprüfung 

2) Verordnung zur Änderung der Ordnung zur berufsbegleitenden Ausbildung 

von Seiteneinsteigerinnen und Seiteneinsteigern und der Staatsprüfung 

JOCHEN OTT MdL

Schulpolitischer Sprecher 

T 0211 884 2323 

jochen.ott@landtag.nrw.de 

www.spd-fraktion-nrw.de 

SIGRID BEER MdL

Schulpolitische Sprecherin 

T 0211 884 2805 

sigrid.beer@landtag.nrw.de 

www.gruene-fraktion-nrw.de 

Landtag Nordrhein-Westfalen
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3) Zweite Verordnung zur Änderung der AnerkennungsVO Berufsqualifikation 

Lehramt 

4) Lehramtszugangsverordnung (LZVO) 

Mit freundlichen Grüßen 

Jochen Ott Sigrid Beer 

Schulpolitischer Sprecher   Schulpolitische Sprecherin 

Landtag Nordrhein-Westfalen
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SPD-Fraktion im Landtag NRW, Platz des Landtags 1, 40221 Düsseldorf 

An die 

Vorsitzende des Ausschusses für Schule und 

Bildung 

Frau Kirstin Korte MdL 

-per E-Mail- 

29. März 2021 

Thema: Einschlägige Praktika für die Zuerkennung der Fachhochschulreife 

Bitte um einen schriftlichen Bericht der Landesregierung zur Sitzung des 

Ausschusses für Schule und Bildung am 21.04.2021.  

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,  

für die Sitzung des Ausschusses für Schule und Bildung am 21.04.2021 beantrage 

ich für die SPD-Fraktion einen Berichtspunkt mit dem Titel „Einschlägige 

Praktika für die Zuerkennung der Fachhochschulreife“. 

Derzeit gibt es vermehrt Beschwerden über die Regelungen für die 

einschlägigen Praktika, die für den Erwerb der Fachhochschulreife an 

Berufskollegs entsprechend der Praktikum-Ausbildungsverordnung benötigt 

werden. Denn im Zuge der Covid-19-Pandemie können die Praktika nicht 

absolviert werden und sind noch auf längere Sicht untersagt. Der Erlass des MSB 

vom 11.01.2021 verweist lediglich auf unterbrochene Praktika und legt 

gleichzeitig fest, unter welchen Bedingungen Praktika anerkannt werden, so 

müssen etwa mindestens 50 Prozent der für das Praktikum vorgesehen Zeit 

erbracht worden sein. Für diejenigen, die ihr Praktikum noch nicht einmal 

begonnen haben, besteht somit bislang keine Regelung. 

Vor diesem Hintergrund bitten wir die Landesregierung folgende Fragen in 

einem Bericht zu beantworten: 

JOCHEN OTT MDL 

Schulpolitischer Sprecher 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 

T 0211.884-23 23 

F 0211.884-32 15 

jochen.ott@landtag.nrw.de

www.spd-fraktion-nrw.de 

Landtag Nordrhein-Westfalen
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! Welche rechtlichen Regelungen bestehen hinsichtlich der einschlägigen 

Praktika zum Erwerb der Fachhochschulreife (sowohl halbjährig als auch 

ganzjährig)? 

! Welche Planungen verfolgt die Landesregierung, um Schülerinnen und 

Schülern, die den schulischen Teil aktuell oder in naher Zukunft 

absolviert haben, eine Perspektive für den Erwerb der 

Fachhochschulreife zu bieten? 

! Welche Alternativen bestehen aus Sicht der Landesregierung, um die 

einschlägigen Praktika zu absolvieren? 

! Inwieweit werden Maßnahmen zur Bildungssicherung aufgrund der 

Pandemie auch die Schülerinnen und Schüler in den Blick nehmen, die 

an Berufskollegs ihre Fachhochschulreife erwerben wollen? 

! Wie können die Praktika trotz Pandemie ohne langen Zeitverlust 

kompensiert werden? Oder besteht für die Betroffenen vorerst keine 

Möglichkeit, die Fachhochschulreife zu erwerben? 

Mit freundlichen Grüßen 

Jochen Ott MdL  

Sprecher für den Arbeitskreis Schule und Bildung 

Landtag Nordrhein-Westfalen
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Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

zur Berufsorientierung und Vorbereitung wie begleitend zur Ausbildung z.B. von Erziehrinnen und 

Erziehern aber auch von Lehramtsstudierenden sind Praktika ein wichtiger Bestandteil. Pandemiebe-

dingt ist der Umfang der angebotenen und durchgeführten Praktika geringer. Auch Pflichtpraktika 

konnten nicht in dem Umfang durchgeführt werden wie erforderlich. Deshalb ist es von Interesse zu 

erfahren, in welchem Umfang diese im 2. Schulhalbjahr des Schuljahres 2019/2020 und im 1. Schul-

halbjahr 2020/2021 durchgeführt wurden und welche Möglichkeiten es für Auszubildende gibt, die 

kein Pflichtpraktikum absolvieren konnten. 

Ich bitte deshalb um die Aufnahme eines Tagesordnungspunktes „Durchführung von Praktika“ für 

den nächsten Schulausschuss und einen schriftlichen Bericht der Landesregierung, der zu folgenden 

Punkten Aussagen enthält: 

! in welchem Umfang berufsorientierende Praktika durchgeführt wurden (bitte nach Schulfor-

men aufschlüsseln), 

! in welchem Umfang berufsvorbereitende Praktika durchgeführt wurden,  

! in welchem Umfang ausbildungsbegleitende Praktika durchgeführt wurden (bitte nach Aus-

bildung aufschlüsseln) und 

! welche Möglichkeiten die Landesregierung denen eröffnet, die sich in beruflicher Orientie-

rung, Ausbildung oder Studium befinden, die pandemiebedingt kein Pflichtpraktikum absol-

vieren konnten. 

Mit freundlichen Grüßen 

Sigrid Beer MdL 

An die Vorsitzende des  
Ausschusses für Schule und Bildung  
des Landtags NRW 
Frau Kirstin Korte 

- Im Hause  - 
- per Mail  - 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, PLATZ DES LANDTAGS 1, 40221 DÜSSELDORF 

Sigrid Beer 

Bildungspolitische Sprecherin 

Sprecherin für Petitionen 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 

Tel: +49 (0) 211.884-2805 

Fax: +49 (0) 211.884-3517 

Sigrid.Beer@landtag.nrw.de 

Düsseldorf, 30. März 2021 

Beantragung  TOP und schriftlicher Bericht der Landesregierung zum 

ASB am 21.04.2021 

hier: Umfang von Praktika 

Landtag Nordrhein-Westfalen
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Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

der Infektionsschutz an Schulen führt zu besonderen Bedingungen und Herausforderungen für Lehr-

kräfte. Insbesondere die Testung von Schülerinnen und Schülern stellt Fragen nach dem notwendi-

gen Arbeitsschutz in einer Weise, die es bisher nicht gegeben hat. 

Die Corona-Arbeitsschutzverordnung legt in §2 fest: „Die gleichzeitige Nutzung von Räumen durch 

mehrere Personen auf das betriebsnotwendige Minimum zu reduzieren.“ (§2 Abs.2 Corona-Arb-

SchV). Weiter heißt es: „Ist die gleichzeitige Nutzung von Räumen durch mehrere Personen erforder-

lich, so darf eine Mindestfläche von 10 qm für jede im Raum befindliche Person nicht unterschritten 

werden, soweit die ausführenden Tätigkeiten dies zulassen.“ (§2 Abs. 5 Corona-SchV) 

Ich bitte deshalb um die Aufnahme eines Tagesordnungspunktes „Arbeitsschutz für Lehrkräfte“  für 

den nächsten Schulausschuss und einen schriftlichen Bericht der Landesregierung, der zu folgenden 

Punkten Aussagen enthält: 

! wie die Einhaltung der Corona-Arbeitsschutzverordnung in Schulen sichergestellt wird, 

! wie ggf. Abweichungen in den Schulen zu rechtfertigen sind und welche kompensatorischen 

Maßnahmen verpflichtend erfolgen, 

! welche Hinweise den Schulleitungen hinsichtlich des Arbeitsschutzes in der Pandemie im all-

gemeinen und zur Testung insbesondere gegeben wurden und auf welchem Wege, 

! durch wen hat sich die Landesregierung hierbei beraten lassen und 

! welche Beratungsangebote seitens der Landesregierung hierzu vorgehalten oder empfohlen 

werden.

Mit freundlichen Grüßen 

Sigrid Beer MdL 

An die Vorsitzende des  
Ausschusses für Schule und Bildung  
des Landtags NRW 
Frau Kirstin Korte 

- Im Hause  - 
- per Mail  - 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, PLATZ DES LANDTAGS 1, 40221 DÜSSELDORF 

Sigrid Beer 

Bildungspolitische Sprecherin 

Sprecherin für Petitionen 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 

Tel: +49 (0) 211.884-2805 

Fax: +49 (0) 211.884-3517 

Sigrid.Beer@landtag.nrw.de 

Düsseldorf, 30. März 2021 

Beantragung  TOP und schriftlicher Bericht der Landesregierung zum 

ASB am 21.04.2021 

hier: Arbeitsschutz für Lehrkräfte 

Landtag Nordrhein-Westfalen
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Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

der Ausschuss für Schule und Bildung hat am 20.01.2021 ein Fachgespräch mit Herrn Prof. Dr. Jörg-

Peter Schräpler geführt. Er hat gemeinsam mit Dipl. Soz.-Wiss. Sebastian Jeworutzki im Auftrag der 

Landesregierung eine Konstruktion für einen Sozialindex für Schulen in NRW erarbeitet. 

Im Bericht der Landesregierung an den Schulausschuss am 30.09.2020 führte sie aus, dass „eine erste 

Steuerung von Ressourcen über den neuen schulscharfen Sozialindex voraussichtlich zum Schuljahr 

2021/2022 umgesetzt werden kann.“ 

Es ist von Interesse, welche Konsequenzen die Landesregierung aus den aufgeworfenen Fragen und 

Anregungen im Rahmen des Fachgesprächs gezogen hat.  

Ich bitte deshalb um die Aufnahme eines Tagesordnungspunktes „Sachstand zur Umsetzung und An-

wendung eines schulscharfen Sozialindexes“ für den nächsten Schulausschuss und einen schriftlichen 

Bericht der Landesregierung, der zu folgenden Punkten Aussagen enthält: 

! Welche Konsequenzen hat die Landesregierung aus dem Fachgespräch des ASB am 

20.01.2021 gezogen? 

! Wie ist der Umsetzungsstand hinsichtlich der Ressourcen(um)steuerung? 

! Welche Schulen mit welchen Merkmalen, welche Schulformen sind in welcher Weise sind 

von den Auswirkungen betroffen. 

! Welche Professionen werden bei den geplanten Sozialindexstellen einbezogen? 

! Wie viele zusätzlichen Stellen plant die Landesregierung zur Ausgestaltung des „neuen“ So-

zialindex? 

! in welchem Umfang, an welchen Schulformen und in welchen Professionen eine Ressourcen-

steuerung zum Schuljahr 2021/22  nach schulscharfem Sozialindex erfolgen soll. 

An die Vorsitzende des  
Ausschusses für Schule und Bildung  
des Landtags NRW 
Frau Kirstin Korte 

- Im Hause  - 
- per Mail  - 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, PLATZ DES LANDTAGS 1, 40221 DÜSSELDORF 

Sigrid Beer 

Bildungspolitische Sprecherin 

Sprecherin für Petitionen 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 

Tel: +49 (0) 211.884-2805 

Fax: +49 (0) 211.884-3517 

Sigrid.Beer@landtag.nrw.de 

Düsseldorf, 30. März 2021 

Beantragung  TOP und schriftlicher Bericht der Landesregierung zum 

ASB am 21.04.2021 

hier: Sachstand Schulsozialindex 

Landtag Nordrhein-Westfalen
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Mit freundlichen Grüßen 

Sigrid Beer MdL 

Landtag Nordrhein-Westfalen
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Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

am Freitag, den 5. März 2021 wurde der „Fachbeirat inklusive schulische Bildung“ nach Monaten 

wieder eingeladen. Gegenstand der Beratung war auch ein Erlass vom 12. Februar 2021 zum Gemein-

samen Lernen in der Grundschule. 

Dieser Erlass wirft einige Fragen auf. Unter anderem scheint er geeignet zu sein, den schulrechtlich 

zugesicherten Zugang zum Gemeinsamen Lernen erheblich einzuschränken, wenn nicht auszuhebeln. 

Die Zusagen aus dem Masterplan Grundschule, der erst mit einigen Jahren Verzögerung vorgelegt 

wurde, werden nicht zügig, sondern erst in den Jahren bis weit nach dem Ende der Wahlperiode er-

reicht. In der Zwischenzeit werden Schulen, die bereits im Gemeinsamen Lernen sind, genötigt, die-

ses abzubrechen. Auch die Einzelintegration erfolgt offensichtlich nicht mehr in dem erforderlichen 

Maße. Darauf deutet die Regelung hin, dass Schülerinnen und Schüler, bei denen ein förmlicher För-

derungsbedarf festgestellt wird und die nicht eine festgestellten Schule des Gemeinsamen Lernens 

besuchen, auf eine andere Schule wechseln sollen. Eine auf Inklusion hinwirkende Schulverwaltung 

würde sich der Aufgabe stellen, sicherzustellen, dass sie an der aufnehmenden Schule die erforderli-

che Förderung erhalten und stigmatisierende und sozialraumferne Wechsel zu vermeiden 

All diese Aspekte hätten es erforderlich gemacht, dass die Landesregierung vor der Verkündigung des 

Erlasses, die Beratung des Fachbeirates eingeholt hätte. 

Ich bitte deshalb um die Aufnahme eines Tagesordnungspunktes „Fachbeirat Inklusion“ für den 

nächsten Schulausschuss und einen schriftlichen Bericht der Landesregierung, der zu folgenden 

Punkten Aussagen enthält: 

! welche Kritik am Erlass wurde bei der Sitzung des Fachbeirates am 5.3.2021 geäußert wurde, 

! wie das Schulministerium den Bedenken entgegenwirken will. 

! welchen Stellenwert die Beratung durch den Fachbeirat für die Erstellung von Regelungen 

hat. 

An die Vorsitzende des  
Ausschusses für Schule und Bildung  
des Landtags NRW 
Frau Kirstin Korte 

- Im Hause  - 
- per Mail  - 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, PLATZ DES LANDTAGS 1, 40221 DÜSSELDORF 

Sigrid Beer 

Bildungspolitische Sprecherin 

Sprecherin für Petitionen 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 

Tel: +49 (0) 211.884-2805 

Fax: +49 (0) 211.884-3517 

Sigrid.Beer@landtag.nrw.de 

Düsseldorf, 30. März 2021 

Beantragung  TOP und schriftlicher Bericht der Landesregierung zum 

ASB am 21.04.2021 

hier: Fachbeirat Inklusion 

Landtag Nordrhein-Westfalen
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Mit freundlichen Grüßen 

Sigrid Beer MdL 

Landtag Nordrhein-Westfalen
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Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

zur Verbesserung des infektionsschutzgerechten Lüftens wurden sowohl von Seiten des Bundes wie 

des Landes Förderprogramme aufgelegt. Die Förderrichtlinie des Bundes wurde am 20.10.2020 ver-

öffentlicht. Das Land hat ein eigenes Programm aufgelegt, um die Förderlücke bei Schulen und deren 

Sporthallen auszugleichen und seine Förderrichtlinie am 9.11.2020 veröffentlicht (Richtlinie  zur För-

derung von Investitionsausgaben für technische Maßnahmen zum infektionsschutzgerechten Lüften 

in Schulen (FRL-Luft).  Das Programm hat eine Größe von 50 Millionen Euro. Antragsfrist war der 

15.01.2021. 

Der dem Ausschuss für Schule und Bildung am 10.3.21 vorgelegte Bericht der Landesregierung lässt 

Fragen offen. 

Laut Förderrichtlinie umfasst der Einsatzbereich auch „innenliegende Fachräume“ (4.1.2 c). Im Be-

richt an den Sportausschuss vom 19.01.2021 weist die Landesregierung auf die aktualisierte Stellung-

nahme zum „Einsatz mobiler Luftreiniger als lüftungsunterstützende Maßnahme  in Schulen während 

der SARS-CoV-2 Pandemie“ der Kommission Innenraumlufthygiene (IRK) des Umweltbundesamt vom 

16. November 2020 hin und zitiert daraus: 

„1. Wenn das Lüften über Fenster nur eingeschränkt möglich ist, soll der Einbau einfacher Zu-/und 

Abluftanlagen geprüft werden. Solche Anlagen können auch über die Pandemiesituation hinaus vor 

Ort verbleiben und bei eingeschränkter Lüftungsmöglichkeit dauerhaft zur Verbesserung der Raum-

luftqualität beitragen. 

2. Wenn die Maßnahmen unter 1. und 2. nicht realisierbar sind, kann der Einsatz von mobilen Luftrei-

nigern erwogen werden. Diese sollen das Lüften jedoch nicht ersetzen, sondern nur flankieren. Gelüf-

tet werden muss in jedem Fall, selbst wenn in solchen Fällen auch nur eingeschränkt möglich. 

3. Auch intensives fachgerechtes Lüften kann die bekannten AHA-L-Maßnahmen (Abstand, Hygiene-

maßnahmen, Alltagsmasken/Atemschutz, Lüften) - auch Multi-Barrieren-System genannt - daher 

nicht ersetzen. 

Mobile Luftfiltergeräte können während der SARS-CoV-2-Epidemie nur als ergänzende Maßnahme 

angesehen werden. Sie können die notwendige Frischluftzufuhr durch Lüften über Fenster oder 

raumluft-technische Anlagen nicht ersetzen und bieten auch keinen Schutz vor einer möglichen 

An die Vorsitzende des  
Ausschusses für Schule und Bildung  
des Landtags NRW 
Frau Kirstin Korte 

- Im Hause  - 
- per Mail  - 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, PLATZ DES LANDTAGS 1, 40221 DÜSSELDORF 

Sigrid Beer 

Bildungspolitische Sprecherin 

Sprecherin für Petitionen 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 

Tel: +49 (0) 211.884-2805 

Fax: +49 (0) 211.884-3517 

Sigrid.Beer@landtag.nrw.de 

Düsseldorf, 30. März 2021 

Beantragung  TOP und schriftlicher Bericht der Landesregierung zum 

ASB am 21.04.2021 

hier: Mittelabfluss Förderung Luftfilteranlagen nach FRL-Luft 

Landtag Nordrhein-Westfalen
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Tröpfcheninfektion mit SARS-CoV-2 im Nahbereich (Unterschreiten des Schutzabstandes von 1,5 Me-

ter).“ 

Ich bitte deshalb um die Aufnahme eines Tagesordnungspunktes „Mittelabfluss des Förderpro-

gramms FRL-Luft“ für den nächsten Schulausschuss und einen schriftlichen Bericht der Landesregie-

rung, der zu folgenden Punkten Aussagen enthält: 

! in welcher Höhe Förderanträge für Lüftungsanlagen  nach FRL-Luft in Schulen gestellt wurden 

(bitte nach Schulträgern aufschlüsseln), 

! in welcher Höhe diese Förderanträge bewilligt wurden (bitte nach Schulträgern aufschlüs-

seln)?  

! wie lange die Antragbearbeitung bis zur Bewilligung dauerte (bitte nach Schulträgern auf-

schlüsseln), 

! in welcher Höhe die bewilligten Mittel bereits ausgezahlt worden sind und  

! in welchen Fällen der Einsatzbereich innenliegende Fachräume war. 

! Plant die Landesregierung eine Wiederauflage des Programms? 

! Wie schätzt die Landesregierung die folgenden Studien zur Wirkung von Luftreinigungsgerä-

ten ein:  

- Georg-August-Universität Göttingen/Max-Planck-Institut für Dynamik und Selbstorganisa-

tion: Analyse der Raumluftreinigung und deren Einfluss auf das Ansteckungsrisiko durch 

SARS-CoV-2 in Klassenräumen 

- TU Berlin: Covid-19 Ansteckung über Aerosolpartikel. Vergleichende Bewertung von Innen-

räumen hinsichtlich des situationsbedingten R-Wertes (https://depositonce.tu-

berlin.de/handle/11303/12578.2) 

- WWU Münster Studie (https://www.wn.de/Muenster/4358938-WWU-Studie-zu-Luftfiltern-

gegen-Corona-Professionelle-Luftreiniger-wirken-besser-als-Intervalllueften) 

- Hybeta Luftreiniger 

(https://www.hybeta.com/fileadmin/content/RLT/Downloads_RLT/20200114_HYBETA_Luftr

einiger_Statement.pdf). 

Mit freundlichen Grüßen 

Sigrid Beer MdL 

Landtag Nordrhein-Westfalen
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SPD-Fraktion im Landtag NRW, Platz des Landtags 1, 40221 Düsseldorf 

An die 

Vorsitzende des Ausschusses für Schule und 

Bildung 

Frau Kirstin Korte MdL 

-per E-Mail- 

08. April 2021 

Thema: Aktuelle Situation der außerschulischen Lernorte 

Bitte um einen schriftlichen Bericht der Landesregierung zur Sitzung des 

Ausschusses für Schule und Bildung am 21. April 2021.  

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,  

für die Sitzung des Ausschusses für Schule und Bildung am 21. April 2021 

beantrage ich für die SPD-Fraktion einen Berichtspunkt mit dem Titel „Aktuelle 

Situation der außerschulischen Lernorte“. 

In der Plenarsitzung am 26.03.2021 haben Abgeordnete aller Fraktionen den 

Stellenwert außerschulischer Lernorte betont. Aus Rückmeldungen der 

Einrichtungen vor Ort wissen wir aber, dass die derzeit geltenden Regeln nicht 

eindeutig sind. Meiner Fraktion liegt ein an die pädagogischen Leitungen der 

außerschulischen Lernorte adressiertes Schreiben der Bezirksregierung vom 

10.03.2021 vor, in dem die Rede davon ist, dass der Unterricht an 

außerschulischen Lernorten bis zu den Sommerferien ausdrücklich untersagt sei. 

Vor diesem Hintergrund bitten wir die Landesregierung um einen schriftlichen 

Bericht, in dem folgende Fragen beantwortet werden:  

! Gibt es eine verbindliche Definition, was ein außerschulischer Lernort 

ist? Gibt es Kriterien, die erfüllt sein müssen, um diesen Titel zu tragen? 

! Wie viele außerschulische Lernorte gibt es in NRW? Wie viele Lehrkräfte 

sind dorthin abgeordnet? Wie viele Einrichtungen sind zum Zeitpunkt 
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der Berichtserstellung nach Kenntnis der Landesregierung geöffnet/ 

geschlossen? 

! Mittels welcher Rechtsverordnungen wird die Arbeit außerschulischer 

Lernorte/ die Möglichkeit, solche Orte zu besuchen, in der derzeitigen 

Pandemie-Situation geregelt?  

! Welche Rolle spielt der sogenannte Wandererlass? 

! Welche Förder- und Unterstützungsprogramme bestehen für 

außerschulische Lernorte? 

Mit freundlichen Grüßen 

Jochen Ott  
Sprecher für den Arbeitskreis Schule und Bildung 

Landtag Nordrhein-Westfalen
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	Bericht
	der Landesregierung
	Vorlage 17/5034
	Im Hinblick auf die fortgeschrittene Zeit kommt der Ausschuss überein, die abschließende Beratung auf die Sitzung am 12. Mai 2021 zu vertagen.


	20 Sachstand Sozialindex (beantragt von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 6])
	Bericht
	der Landesregierung
	Vorlage 17/5040
	Im Hinblick auf die fortgeschrittene Zeit kommt der Ausschuss überein, die abschließende Beratung auf die Sitzung am 12. Mai 2021 zu vertagen.


	21 Fachbeirat Inklusion (beantragt von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 7])
	Bericht
	der Landesregierung
	Vorlage 17/5033
	Der Ausschuss beschließt, zu dem Beratungsgegenstand am 11. Mai 2021 eine Anhörung durchzuführen. Die Modalitäten sollen unter den Obleuten abgestimmt werden.


	22 Mittelabfluss Förderung Luftfilteranlagen nach FRL-Luft (beantragt von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 8])
	Bericht
	der Landesregierung
	Vorlage 17/5039
	Der Ausschuss nimmt den Bericht der Landesregierung ohne Aussprache zur Kenntnis.


	23 Aktuelle Situation der außerschulischen Lernorte (beantragt von der Fraktion der SPD [s. Anlage 9])
	Bericht
	der Landesregierung
	Vorlage 17/5035
	Im Hinblick auf die fortgeschrittene Zeit kommt der Ausschuss überein, die abschließende Beratung auf die Sitzung am 12. Mai 2021 zu vertagen.



